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Vorwort

Drei Jahrzehnte nach der Friedlichen Revolution 
und ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Diktatur werden mit sechs 
eng aufeinander abgestimmten Bausteinheften ins-
gesamt 308 Quellen veröffentlicht.

Diese Quellen stammen mit einzelnen Ergänzun-
gen überwiegend aus den Beständen des Landes-
archivs Sachsen-Anhalt und vermitteln einen be-
eindruckenden Einblick in die dichte archivische 
Überlieferung zu den beiden deutschen Diktaturen 
des 20. Jahrhunderts.

Archive bieten mit ihren originalen Quellen einen 
einzigartigen Zugang zur Geschichte, wobei die 
Nutzung am Original in den Lesesälen und für eine 
mittlerweile digitalisierte Auswahl auch über Online-
Angebote erfolgen kann – das Archivportal-D weist 
hier den Weg zu den unterschiedlichsten Überliefe-
rungen (https://www.archivportal-d.de/).

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt stellt seine Quel-
len allen Nutzungsinteressierten für ergebnisoffene, 
individuelle Auseinandersetzungen mit historischen 
Themen zur Verfügung. In einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft ist der Zugang zu 
öffentlichem Archivgut grundsätzlich frei. Damit die 
Bürgerinnen und Bürger von diesem Recht umfas-
send Gebrauch machen können, müssen sie die 
Möglichkeiten des Archivzugangs kennen und sich 
kritisch mit historischen Themen auseinanderset-
zen können. Die Kooperation von Schulen, Einrich-
tungen der politischen Bildungsarbeit und Archiven 
kann hierfür die Voraussetzungen schaffen und ver-
langt zugleich ein besonderes Engagement aller Be-
teiligten.

Mit dem Projekt „Außerschulischer Lernort Lan-
desarchiv Sachsen-Anhalt“, in dem dieses Heft 
entstand, sollen Hemmschwellen bei Lehrer*innen 
und Archivar*innen abgebaut werden. Das Projekt 
fördert die Auseinandersetzung mit regionaler Ge-
schichte im Schulunterricht. Es soll Lehrer*innen 
den Einsatz von historischen Text- und Bildquellen 
im Unterricht erleichtern und zur Entwicklung von 
Projekten zur regionalen oder lokalen Geschichte 
anregen.

Archive als außerschulische Lernorte bieten einen 
einzigartigen Zugang zu Geschichte und machen 
Vergangenheit auf vielfältige Weise erfahrbar. Durch 
die Befähigung zum selbständigen Arbeiten mit 
Archivalien leistet die Archivpädagogik einen wich-
tigen Beitrag zum kritischen Umgang mit Quellen 
und Informationen. Die souveräne, eigenständige 
Auseinandersetzung mit historischen Themen er-

möglicht eine kritische Teilnahme am gesellschaft-
lichen Diskurs und ist demokratiefördernd.

Die Bausteinhefte der Reihe  bereiten 
sorgfältig ausgewählte historische Dokumente mit 
zahlreichen Hintergrundinformationen didaktisch 
auf. Sie ermöglichen es Lehrkräften, lokale und re-
gionale Geschichte zu vermitteln, die nicht im Schul-
buch vorkommt. Und sie erleichtern Schüler*innen, 
aber auch allen historisch Interessierten, den Weg in 
die Archive und den Zugriff auf die dort verwahrten 
Quellen.

Diese neue Publikationsreihe ist aus Sicht des Lan-
desinstituts für Schulqualität und Lehrerbildung 
mehr als eine Quellensammlung und mehr als eine 
archivpädagogische Handreichung. Die in insge-
samt sechs Bausteinheften didaktisch aufbereiteten 
und thematisch arrangierten Quellen fungieren als 
„Brücke“ in mehrfacher Hinsicht, denn sie ermög-
lichen:

• �unkomplizierten und zugleich professionellen
Zugang zu authentischen Originalquellen,

• �schulformübergreifenden Einsatz in der
Sekundarstufe I und/oder II,

• �Weiterentwicklung der historisch-politischen
Bildung und

• �Weiterarbeit in außerschulischen Lernorten.

Die didaktische und unterrichtspraktische Relevanz 
der Materialien resultiert auch aus einem expliziten 
Bezug zu den Fachlehrplänen der Sekundarschule 
und des Gymnasiums. Das Landesinstitut für Schul-
qualität und Lehrerbildung hofft, dass die in diesem 
Vorhaben angelegten „Brücken“ mit Leben und un-
terrichtspraktischen Erfahrungen sowie Einsichten 
gefüllt werden. Dafür steht die Publikation als klas-
sisches Printmedium und als navigierbares digitales 
Dokument mit Verlinkungen zu den Beständen des 
Landesarchivs zur Verfügung.

Aufgabe der Landeszentrale für politische Bildung 
ist, mittels vielfältiger Bildungsarbeit die Entwick-
lung eines freiheitlich-demokratischen Bewusst-
seins zu fördern und die Bereitschaft zur politischen 
Mitarbeit zu fördern. Daran anknüpfend soll die 
politische und kulturelle Bildungsarbeit in unserem 
Land, in allen öffentlichen und freien Bereichen so-
wie Institutionen angeregt und gefördert werden. 
Dafür erarbeitet und publiziert die Landeszentrale, 
auch zusammen mit vielen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern, umfangreiche Materialien für die 
Bildungsarbeit im Land.
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Thomas Schödel, Maik Reichel und Dr. Detlev Heiden (Foto: Viktoria Kühne)

Die Auseinandersetzung mit beiden deutschen Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts ist ein Kernbestandteil 
der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung, 
die sich in vielfältigen Projekten, Veranstaltungen, 
didaktischen Handreichungen und Publikationen 
widerspiegelt. Ein besonderes Augenmerk wird 
dabei auch auf die landes- und regionalgeschicht-
lichen Ereignisse in Sachsen-Anhalt gelegt. Umso 
mehr ist es wichtig, mit Quellen auch aus unserem 
Bundesland eine breitgefächerte Bildungsarbeit zu 
ermöglichen.

Das Projekt „Außerschulischer Lernort Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt“ wurde realisiert mit Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Wirtschaft/ des Beauf-
tragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder. Die Veröffentlichung der Bausteinhefte erfolgt 
in Kooperation des Landesarchivs Sachsen-Anhalt 
mit dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrer-
bildung und der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch bei der 
Vermittlung der Projektergebnisse und bei künftigen 
Projekten fortsetzen.

Dr. Detlev Heiden

Leiter des Landesarchivs 
Sachsen-Anhalt

Maik Reichel

Direktor der Landeszentrale  
für politische Bildung  
Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel

Direktor des Landesinstituts  
für Schulqualität und  
Lehrerbildung Sachsen-Anhalt
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begreift sich als 
Kulturgut sicherndes und zugänglich machendes 
historisches Gedächtnis des Landes sowie als bür-
gerorientierter Informationsdienstleister. Seine viel-
fältigen Angebote werden mit den Bausteinheften der 
Reihe  um den Bereich der historischen 
Bildungsarbeit erweitert. Mit dem Aufzeigen quellen-
gestützter Wege zur Auseinandersetzung mit der 
doppelten deutschen Diktaturgeschichte des 20. Jahr-
hunderts möchte das Landesarchiv einen Beitrag zur 
Erinnerungskultur und Demokratieförderung leisten.   

 bietet exemplarische und didaktisch auf-
bereitete Materialien an, die zur weiteren Befassung 
sowie zur Arbeit mit den Quellen motivieren und zum 
Archivbesuch einladen sollen.

Zum Einstieg behandeln jeweils drei Bausteinhefte 
der neuen Reihe den Nationalsozialismus und die Ge-
schichte der DDR. Sie sind Ergebnisse des Projektes 
„Außerschulischer Lernort Landesarchiv Sachsen-An-
halt“, das an seinen Standorten Magdeburg (Verena 
Meier; Nationalsozialismus) und Merseburg (Till Goß-
mann; DDR) realisiert wurde. Die Bausteinhefte sollen 
Lehrer*innen, Schüler*innen und allen Interessierten 
einen multiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
und ihren Deutungsmöglichkeiten bieten. 

Die eng begrenzte regionale Quellenauswahl mit kon-
sequenter Orientierung an ausgewählten Themen-
schwerpunkten ermöglicht die intensive, direkte und 
quellenkritische Auseinanderansetzung mit der histo-
rischen Überlieferung. Die übergeordneten Leitfragen 
nach Repression und Handlungsspielräumen, Jugend 
und Erziehung sowie Wirtschaft und Arbeit lagen bei-
den Teilprojekten zugrunde und ermöglichen sowohl 
Vergleichsperspektiven als auch die Wahrnehmung der 
Spezifika beider deutscher Diktaturen.

Eine konzeptionelle Klammer auch für künftige Bau-
steine der Reihe  bildet der Begriff der 
Gesellschaft. Dieser wird als Ausprägung des sozialen 
Zusammenlebens definiert, das seit der Frühen Neuzeit 
einen Handlungsrahmen ausbildete, welcher die indivi-
duelle Erfahrungswelt übersteigt – beispielsweise durch 
Recht, Ökonomie, Kommunikation, Globalisierung oder 
auch Digitalisierung. Die Pluralität der Gesellschaft wird 
durch eine Quellenauswahl zum Ausdruck gebracht, die 
einer holzschnittartigen Darstellung von historischen 
Ereignissen und Entwicklungen entgegenwirken soll. 
Lehrkräften und Schüler*innen, Bildungsarbeitenden 
und historisch Interessierten wird mit den Bausteinhef-
ten ein erleichterter Zugang zur Geschichte angeboten.

Die Materialien sind schulformübergreifend für Schü-
ler*innen ab der 9. Klasse ausgewählt und umfassen 
historische Quellen unterschiedlicher Niveaustu-

fen. Im Mittelpunkt des didaktischen Konzepts von 
 stehen regionales Lernen, das Arbeiten 

mit in der Regel ungekürzten Originalquellen, Sprach-
sensibilität durch Anmerkungen zu ideologischen, stig-
matisierenden oder herabwürdigenden Begriffen sowie 
die multiperspektivische Einordnung der Quellen. Die 
historischen Dokumente sind so aufbereitet, dass die 
jeweiligen Archivalien in den Entstehungskontext ein-
geordnet sowie die Komplexität und Ambivalenz histori-
scher Entwicklungen nachvollzogen werden.

Jedes Bausteinheft beginnt mit einem kurzen didak-
tischen Kommentar, der zugleich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Quellenauswahl skizziert. Eine de-
taillierte Quellenübersicht verschafft insbesondere den 
Lehrkräften einen Überblick über die im Baustein ent-
haltenen Quellen und informiert ausführlich über histo-
rische Hintergründe, Überlieferungsgeschichte und be-
sondere Merkmale der ausgewählten Archivalien.

Die thematischen Schwerpunkte dieses Bausteinheftes 
reichen in vier Kapiteln vom Aufbau der sozialistischen 
Planwirtschaft, über den Arbeitsalltag, Versorgungs-
mangel und Umweltzerstörung bis zu den wirtschaftli-
chen Folgen der deutschen Einheit. Die Kapiteleinfüh-
rungen führen in das jeweilige Thema ein und nehmen 
regionalgeschichtliche Bezüge auf. Zudem ordnen sie 
die dazugehörigen Quellen in den Gesamtkontext ein 
und zeigen Zielsetzung wie Motivation der jeweiligen 
Quellenauswahl auf. Eingefügte Erklärkästen liefern 
Hintergrundinformationen und erläutern Fachbegriffe. 
Rot hervorgehobene Sprachkästen geben Hinweise zu 
problematischen Begriffen und fördern so die Sprach-
sensibilität.

Jede Quelle ist mit einer kurzgehaltenen Einführung 
versehen, welche die für die Quellenarbeit notwendi-
gen Informationen bereithält. Die Quellen sind in der 
Regel ungekürzt abgedruckt. Für handschriftliche Do-
kumente werden zusätzlich Transkriptionen angeboten.

Die in der Quellensammlung dargestellten Archivalien 
beinhalten teilweise personenbezogene Angaben, die 
noch archivgesetzlichen Schutzfristen unterliegen. In 
solchen Fällen wurde in den Abbildungen geschwärzt 
und ein Pseudonym eingefügt.

Verena Meier und Till Goßmann als den Projektbearbei-
tenden sowie Dr. Riccarda Henkel, Dr. Björn Schmalz 
und Dr. Felix Schumacher, die das Projekt im Landes-
archiv Sachsen-Anhalt fachlich steuerten, gebührt mein 
besonderer Dank. Mit außergewöhnlichem Engage-
ment konnte ein ambitioniertes Projekt innerhalb eines 
knappen Zeitraumes mit umfänglichen und hoffentlich 
anregenden Ergebnissen abgeschlossen werden.

Detlev Heiden
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Der Baustein „Wirtschaft und Arbeit in der DDR“ bie-
tet einen Überblick über den Aufbau sowie die Krisen 
der sozialistischen Planwirtschaft und die Alltagser-
fahrungen der Bevölkerung darin. Die Quellensamm-
lung zeichnet nach, wie die Wirtschaft bis hin zum 
einzelnen Arbeitsplatz in den Einfluss des Regimes 
geriet und wie sich die wirtschaftliche Krise der DDR 
im Leben der Menschen niederschlug. Über dreißig 
Jahre nach dem Ende der DDR rückt mittlerweile die 
nachfolgende Transformationszeit in den Fokus von 
Wissenschaft und Öffentlichkeit. Um dieser Entwick-
lung Rechnung zu tragen, weitet die Darstellung den 
Blick zudem auf den Wandel von Gesellschaft, Staat 
und Wirtschaft zu Beginn der 1990er Jahre.

Am Anfang der Quellensammlung steht der Auf-
bau der sozialistischen Planwirtschaft in der So-
wjetischen Besatzungszone und frühen DDR. In den 
Fokus genommen werden hier schlaglichtartig we-
sentliche Stationen und Aspekte auf dem Weg zur 
Einrichtung der Zentralverwaltungswirtschaft: die Bo-
denreform im September 1945, die zentrale Lenkung 
der wirtschaftlichen Prozesse, der 1. Fünfjahresplan 
am Beispiel der Errichtung der Eisenwerke West in 
Calbe (Saale) sowie der nochmals steigende Druck 
auf die Bauernschaft im Zuge der beginnenden Kol-
lektivierung Anfang der 1950er Jahre. Mit Blick auf 
die Bedeutung von „Arbeit“ in der DDR, die über 
die reine Produktion von Gütern hinausging, widmet 
sich die Darstellung im Weiteren dem Arbeiten im 
Volkseigenen Betrieb. Der Arbeitsplatz im staatli-
chen Betrieb galt nicht allein der Fertigung, sondern 
diente dem Staat zugleich dazu, Einfluss und Kont-
rolle auf die Gesellschaft auszuüben. Die Geschichte 
der DDR-Wirtschaft ist unweigerlich mit Krisen ver-
bunden: In den 1970er und -80er Jahren setzte der 
wirtschaftliche Niedergang ein, der sich im Alltag der 
Menschen unter anderem in Versorgungsmangel 
und Umweltzerstörung zeigte. Im Fokus stehen hier 
die Probleme, die Bürgerinnen und Bürger der DDR 

bei der Beschaffung von Lebensmitteln und Konsum-
gütern erlebten. Die Quellensammlung dokumentiert 
zudem die teils katastrophale Umweltlage in der DDR, 
die schwere gesundheitliche Gefahren für die Bevöl-
kerung mit sich brachte. Zum Abschluss wendet sich 
der Baustein den Ereignissen und Entwicklungen 
im letzten Jahr der DDR und in den frühen 1990er 
Jahren zu. Der Weg zur deutschen Einheit und die 
wirtschaftliche Krise zu Beginn der 1990er Jah-
re lenken den Blick auf eine Zeit, deren historische 
Erforschung soeben erst begonnen hat. Der Runde 
Tisch und die Wiedereinrichtung des Landes Sach-
sen-Anhalt werden ebenso thematisiert wie der wirt-
schaftliche Strukturwandel am Beispiel des früheren 
VEB Leuna-Werke und das Erstarken rechter Gewalt 
in der Umbruchszeit.

Vor bzw. beim Arbeiten mit diesem Baustein sollte 
die sowjetische Besatzungspolitik und die Schaffung 
der Ein-Parteien-Herrschaft der SED behandelt wer-
den, die den Grundstein legten für den Aufbau der 
Zentralverwaltungswirtschaft. Darüber hinaus sollten 
die Schülerinnen und Schüler über Wissen zur sozia-
listischen Weltsicht verfügen, die den ideologischen 
Rahmen für die Enteignung, Verstaatlichung und 
wirtschaftliche Planung setzte. Zum Verständnis der 
Entwicklung in den letzten zwei Jahrzehnten der DDR 
und der folgenden Transformationsphase zu Beginn 
der 1990er Jahre sollten die Schülerinnen und Schü-
ler zudem Kenntnisse über die politische und wirt-
schaftliche Situation der DDR seit 1970 sowie über 
den Umbruch 1989/90 besitzen.

Wie beeinflusste der Staat das Wirtschafts- 
und Arbeitsleben in der DDR und welche 
Folgen hatte dies für die Menschen?

Leitfrage

Didaktischer Kommentar
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Ortsübersicht

Halle

Nachterstedt

Dessau
Bernburg

Leuna

Bitterfeld

Artern

Sangerhausen

Weißenfels

Schkopau

Calbe

BurgHaldensleben

Rehmsdorf
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Aufbau der sozialistischen Planwirtschaft

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Einführung der sozialistischen Planwirtschaft, Wirtschaftliche und technologische Auseinandersetzung (→ Q 1c, → Q 1d), 
17. Juni 1953: Vorgeschichte (→ Q 1e)

Lehrplan Gymnasium (10): Einführung der sozialistischen Planwirtschaft; Besatzungspolitik: Denazifizierung (→ Q 1a), 17. Juni 1953: Vorgeschichte (→ Q 1e)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Wirtschaftliche und technische Anstrengungen zum Eindämmen des jeweils anderen Systems (→ Q 1c, → Q 1d)

Q 1a
● 

Anfrage der Bezirks-
verwaltung Magdeburg 
zum Stand der Durch-
führung der Bodenre-
form im Kreis Burg vom 
Herbst 1945

LASA, K 13 
Kreisverwaltung 
Burg, Nr. 349, 
Bl. 38.

Die Anfrage des 1. Vizepräsidenten der Bezirksverwaltung, Georg Heidler, zum Stand der Enteignung der 
Großgrundbesitzer im Rahmen der Bodenreform wurde als allgemeine Anfrage an die Landräte und Oberbür-
germeister des Bezirks verbreitet. Das im Bestand des Kreises Burg überlieferte Exemplar dieser Anfrage weist 
neben den vom 1. Vizepräsidenten zugesandten Fragen zudem die vonseiten des Kreises Burg hinzugefügten 
Notizen und Antworten auf. Die Bodenreform wurde in der Sowjetischen Besatzungszone ab dem September 
1945 durchgeführt. Die Sowjetische Militäradministration enteignete landwirtschaftliche Großbetriebe mit einer 
Fläche von mehr als 100 Hektar sowie frühere NS-Aktivisten entschädigungslos. Das Land wurde an Neubau-
ern, Landarbeiter und Umsiedler verteilt. Mit der Beschlagnahmung des Besitzes wurden die betroffenen Land-
wirte von ihrem Hof verwiesen. In einem Großteil der Fälle mussten die Personen zudem binnen kurzer Zeit den 
Heimatkreis verlassen. Die Enteignung brach den Einfluss der landwirtschaftlichen Großgrundbesitzer. Der mit 
Kommentaren versehene Fragenkatalog gibt einen Einblick in das Vorgehen auf Bezirks- und Kreisebene.

Q 1b
● ●

Schaubild des Ministe-
riums für Wirtschaft und 
Verkehr zum Ablauf der 
Wirtschaftsplanung in 
Sachsen-Anhalt vom 
März 1949

LASA, K 6 
Ministerium für 
Wirtschaft und 
Verkehr, Nr. 
11448.

Die Grafik des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr vom März 1949 veranschaulicht den Ablauf der Wirt-
schaftsplanung von der Betriebsebene über die Kreis- und Landesebene bis hin zur Deutschen Wirtschafts-
kommission auf Zonenebene. Anhand der Darstellung lässt sich die Zentralisierung der wirtschaftlichen 
Planung nachvollziehen. Bei der Quellenarbeit ist zu berücksichtigen, dass das Schema den idealtypischen 
Verlauf der Wirtschaftsplanung darstellt. In der Praxis erschwerten unter anderem fehlende Informationen 
und ausbleibende Materialien die Durchführung der zentral gesteuerten Abläufe.

Quellenübersicht

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die in diesem Baustein enthaltenen Quellen mitsamt einer Angabe der jeweiligen Niveaustufe und der Archivsignatur. 
Die einzelnen Quellen sind mit orangefarbenen Punkten markiert, die mit ansteigender Zahl auf das Anforderungsniveau der Materialien hinweisen. Ein niedrigschwel-
liger Zugang (●) liegt bei kurzen und einfach geschriebenen Quellen vor, die wenig Fachbegriffe und zu dekonstruierende Ideologien enthalten. Bei Quellen, die auf-
grund der Komplexität des Inhalts, des sprachlichen Duktus sowie des notwendigen Hintergrundwissens schwerer zu erschließen sind, besteht ein mittelschwelliger 
Zugang (● ●). Quellen wurden mit dem höchsten Niveau als hochschwelliger Zugang (● ● ●) bewertet, wenn sie besonders umfangreich sind und ein erhöhtes 
Dekonstruktionsvermögen erfordern, z. B. durch die Dichte an Fachbegriffen, die zu dekonstruierende Ideologien oder die zeitliche Distanz zum dargestellten Gesche-
hen. Letzteres ist beispielsweise bei Zeitzeugenaussagen der Fall.
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Quelle/
Niveau
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Q 1c
● ●

Bericht zum Stand der 
Arbeiten bei der Errich-
tung der Eisenwerke 
West Calbe (Saale) vom 
September 1951

LASA, K 6 
Ministerium für 
Wirtschaft und 
Verkehr, Nr. 
1956, Bl. 39-40.

Der Bericht des Sonderbeauftragten der Landesregierung vom 17. September 1951 zum Arbeitsstand 
bei der Errichtung der Eisenwerke West Calbe (Saale) richtete sich an das Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr. Der Bau der Eisenwerke West war für den Aufbau der Schwerindustrie, der laut 1. Fünfjahresplan 
(1951–1955) forciert werden sollte, von zentraler Bedeutung. Die Anlage in Calbe (Saale) diente der Gewin-
nung von Roheisen, das dringend für die Industrie benötigt wurde. Vor diesem Hintergrund versuchten die 
verantwortlichen Stellen, den Bau des Werks schnellstmöglich durchzuführen. Der Sonderbeauftragte der 
Landesregierung übermittelte dem Ministerium für Wirtschaft und Verkehr einmal wöchentlich einen Be-
richt zum Stand der Baumaßnahmen. Der vorliegende Bericht lässt erkennen, mit welcher Intensität an der 
Errichtung der Anlage gearbeitet wurde und welche Schwierigkeiten, wie beispielsweise Unfälle und Mangel 
an Arbeitskräften, das Vorankommen behinderten.

Q 1d
● ● ●

Protokoll zur Vorberei-
tung der Feierlichkeiten 
anlässlich der Einwei-
hung der Eisenwerke 
West Calbe (Saale) vom 
September 1951

LASA, K 6 
Ministerium für 
Wirtschaft und 
Verkehr, Nr. 
1956, Bl. 41-41 
(RS).

Das als Abschrift vorliegende Protokoll dokumentiert ein Treffen am 13. September 1951 zur Vorbereitung 
der Einweihungsfeier des ersten Ofens der Eisenwerke West Calbe (Saale). Die Mitschrift zeigt, dass die Fer-
tigstellung der Anlage nicht allein wirtschaftlich eine große Relevanz besaß (siehe Q 1c), sondern zugleich 
von hoher propagandistischer Bedeutung war. Die Eröffnung des Werks stellte einen wichtigen Bestandteil 
des 1. Fünfjahresplans (1951–1955) dar und sollte dementsprechend öffentlich gefeiert werden. Die Bedeu-
tung, die dem Ereignis beigemessen wurde, zeigt sich in der Teilnehmerliste des Treffens: Neben Vertretern 
der SED waren die Blockparteien und Massenorganisationen, örtliche Akteure wie der Kreisschulrat, Ver-
treter des Betriebes sowie der Sonderbeauftragte der Landesregierung anwesend. Die Organisatoren der 
Einweihungsfeier verständigten sich unter anderem darauf, an diesem Tag die Schule zu schließen, damit 
die jungen Menschen der Eröffnung beiwohnen konnten. Von der Bedeutung, die der Baufertigstellung bei-
kam, zeugt zudem die Überlieferung des Protokolls im Bestand des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr. 
Der Sonderbeauftragte der Landesregierung, der an dem Vorbereitungstreffen teilnahm, leitete die Informa-
tionen zur Eröffnungsfeier an das Ministerium weiter.

Q 1e
● ● ●

Bericht der SED-Kreislei-
tung Artern über die Ver-
haftung von Landwirten 
im Kreis vom April 1953

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3818, Bl. 22-23.

Die Mitteilung der SED-Kreisleitung Artern vom 10. April 1953 informierte die SED-Bezirksleitung Halle über 
die Verhaftung von Landwirten im Kreis. Den Bauern wurde vorgeworfen, dass sie die staatlich verordneten 
Ablieferungspflichten nicht erfüllt hätten. Den historischen Kontext der repressiven Maßnahmen bildete der 
im Juli 1952 beschlossene schnelle „Aufbau des Sozialismus“. Das Programm sah neben der Verstaatlichung 
weiterer Betriebe die „Kollektivierung“ – das heißt die Zusammenlegung – von bislang privat geführten Bau-
ernhöfen vor. Um die Bauern in die „Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften“ zu drängen, wurde 
die Abgabelast für private Höfe erhöht. Die Verhaftung der Landwirte im Kreis Artern stützte sich auf einen 
Beschluss des SED-Politbüros vom 19. Februar 1953, der besagte, dass Landwirte bei Zuwiderhandlungen 
gegen die staatlichen Bestimmungen enteignet werden können. Unter Berufung auf diese Erklärung wurden in 
der ersten Jahreshälfte 1953 landesweit Bauern unter dem Vorwurf von Ablieferungsschulden festgenommen 
und ihr Besitz beschlagnahmt. Bei der Behandlung der Quelle ist ein besonderes Augenmerk auf die sprach-
lichen Mittel („kapitalistische[r] Elemente“, „Saboteure“) zu legen. Im Hinblick auf das Vorgehen der SED-Kreis-
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leitung Artern ist bemerkenswert, dass die SED-Kreisleitung im Anschluss an die Maßnahmen feststellte, dass 
sie künftig nicht in gleicher Weise gegen sämtliche Landwirte angehe, sondern zunächst beispielhaft einzelne 
Bauern in den Fokus nehmen werde. Hiervon erhoffte sich die SED-Kreisleitung wohl in erster Linie eine ab-
schreckende Wirkung bei der restlichen Bauernschaft. Darüber hinaus reagierte man hiermit möglicherweise 
darauf, dass die Repression gegen Landwirte in vielen Fällen zur Folge hatte, dass diese die DDR verließen 
und durch das brachliegende Land die Nahrungsversorgung weiter beeinträchtigt wurde.

Arbeiten im Volkseigenen Betrieb

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Wirtschaft, Wirtschaftliche Auseinandersetzung (→ Q 2a),  
Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Frauen (→ Q 2g, → Q 2h)

Lehrplan Gymnasium (10): Sozialistische Planwirtschaft: Auswirkungen auf das Alltagsleben

Lehrplan Gymnasium (11/12): Wirtschaftliche Anstrengungen zum Eindämmen des jeweils anderen Systems (→ Q 2a)

Q 2a
● ●

Urkunde zur Auszeich-
nung eines Kollektivs als 
„Kollektiv der sozialisti-
schen Arbeit“ mitsamt 
Vermerk zum Umgang 
mit der Prämienzahlung 
vom Mai 1989

LASA, I 595 
VEB Kombi-
nat Schuhe 
Weißenfels, 
Sammlungsgut 
Nr. 560, nicht 
paginiert.

Die Urkunde zur Auszeichnung als „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ galt der Abteilung Arbeiterbetreuung 
des VEB Schuhfabrik „Banner des Friedens“ Weißenfels. Der beigelegte Vermerk vom 9. Mai 1989 regelte 
den Umgang mit der dazugehörigen Prämienzahlung. Das Regime versuchte, den „sozialistischen Wettbe-
werb“ um höhere Arbeitsleistungen mit Würdigungen für leistungsstarke Brigaden zu fördern. Die Brigaden 
verpflichteten sich im Zuge des Wettstreits unter anderem zur Steigerung der Leistung und Verbesserung 
der Qualität. Für die Realisierung der gesteckten Ziele erhielten die Mitglieder der Brigade neben der Würdi-
gung als „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ eine Prämienzahlung. Der im Jahr 1962 eingeführte Ehrentitel 
„Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ wurde bis 1989 an 270.000 Kollektive mit insgesamt 4,8 Millionen Mit-
gliedern vergeben. Die erhofften wirtschaftlichen Erfolge blieben trotz der massenhaften Teilnahme an dem 
Wettbewerb jedoch aus. Dennoch gelang es dem Staat, eine soziale Kontrolle zu etablieren: Die Brigade 
war zum Erreichen der gesetzten Ziele auf das Mitwirken aller Mitglieder angewiesen. Die Verteilung der 
Prämien, die im vorliegenden Vermerk festgehalten ist, bot eine Gelegenheit, einzelne Mitglieder der Briga-
de für ihren Arbeitseinsatz zu belohnen bzw. zu maßregeln.

Q 2b
●

Brigadetagebuch einer 
Brigade des VEB Che-
mische Werke Buna aus 
den 1980er Jahren

LASA, I 529 
Kombinat VEB 
Chemische Wer-
ke Buna, Rep. II, 
Nr. 4367, nicht 
paginiert.

Die vorliegenden Einträge aus dem Brigadetagebuch einer Brigade des VEB Chemische Werke Buna aus 
den 1980er Jahren zeigen beispielhaft Aktivitäten aus dem Alltag der Brigade: eine Spendensammlung 
anlässlich einer Hungersnot in Äthiopien, Besuche bei erkrankten Kolleginnen und Kollegen, die Teilnahme 
an einem „Gesundheitshelferlehrgang“ und an der „Gewerkschaftsschule“ sowie ein Eintrag zur Geburt des 
Kindes einer Kollegin. Das Brigadetagebuch diente der Dokumentation der Tätigkeiten des Kollektivs nach 
außen und unterscheidet sich somit von der Innensicht des gewöhnlichen Privattagebuches. Das Brigadeta-
gebuch hatte den Zweck, die Entwicklung des Arbeitskollektivs darzustellen und wurde hierfür teilweise auch 
öffentlich ausgewertet. Die Aktivitäten der Brigade basierten zudem nicht allein auf den Ideen der Mitglieder, 
sondern folgten den politisch-ideologischen Ansprüchen an das gemeinschaftliche Arbeiten (siehe Q 2c).
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Q 2c
● ●

Planung der Aktivitäten 
einer Abteilung des VEB 
Chemische Werke Buna 
vom Dezember 1985

LASA, I 529 
Kombinat VEB 
Chemische Wer-
ke Buna, Rep. II, 
Nr. 4348, nicht 
paginiert.

Der Plan der Abteilung Innenrevision des VEB Chemische Werke Buna vom 7. Dezember 1985 enthält die 
angedachten Aktivitäten der Brigade für das folgende Jahr. Nach der Vorstellung des Regimes sollten die 
Brigaden die einzelnen Beschäftigten im gemeinschaftlichen Arbeits- und Lebensalltag der Gruppe ideo-
logisch erziehen. Die Brigaden waren somit nicht nur ein Arbeitsverbund, sondern teilten zugleich einen Teil 
der Freizeit abseits der Arbeit miteinander. Obwohl sich in den „Brigaden“ im Zuge des gemeinsam geteilten 
Arbeits- und Lebensalltags oftmals tatsächlich soziale Netzwerke ausbildeten, blieben die politischen Vor-
gaben allgegenwärtig. In diesem Zusammenhang galt selbst die Veranstaltung eines Kegelabends oder der 
Besuch bei einem erkrankten Kollegen als „gesellschaftliche Aktivität“, die zuvor im jährlichen Plan der Bri-
gade festgelegt wurde. Zur Dokumentation und Auswertung des Brigadelebens wurden die Aktivitäten der 
Gruppe im sogenannten Brigadetagebuch festgehalten (siehe Q 2b). Der Vergleich der Quellen Q 2b und 
Q 2c offenbart, wie die Einträge im Brigadetagebuch und der Jahresplan von unterschiedlichen Brigaden 
übereinstimmen. Dies verdeutlicht den Einfluss des Staates auf die Gestaltung des Brigadealltags.

Q 2d
● ●

Mitteilung eines Mit-
glieds der gewerkschaft-
lichen Kommission 
Arbeit und Lohn zur 
Gewerkschaftsarbeit im 
VEB Leuna-Werke vom 
Januar 1974

LASA, P 546 
FDGB-Kreisvor-
stand Merse-
burg, Nr. 189, 
nicht paginiert.

Die Nachricht eines Mitglieds der gewerkschaftlichen Kommission Arbeit und Lohn vom 3. Januar 1974 zur 
Erstellung des Arbeitsplans für das erste Halbjahr 1974 richtete sich an den Sekretär der Kommission Arbeit 
und Lohn auf Kreisebene des Freien Deutschen Gewerkschaftsbunds (FDGB). Die Kommission Arbeit und 
Lohn war ein gewerkschaftliches Organ, das zur Steigerung der Arbeitsproduktivität beitragen sollte. Zu 
ihren Aufgaben gehörte unter anderem, die Beschäftigten zur Erfüllung bzw. Übererfüllung der Planaufga-
ben zu motivieren. Das Dokument zeugt von der Rolle der Gewerkschaft als „verlängerter Arm“ der SED in 
den Volkseigenen Betrieben der DDR. Der FDGB war keine unabhängige Interessenvertretung der Be-
schäftigten, sondern sollte die politischen und wirtschaftlichen Ziele der SED gegenüber den Werktätigen 
durchsetzen. Eine zentrale Aufgabe des FDGB bestand darin, eine hohe Arbeitsdisziplin und die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität der Beschäftigten zu erreichen. Damit unterschied sich der FDGB deutlich von 
herkömmlichen Gewerkschaften. Im Sinne der sozialistischen Ideologie brauchten die Beschäftigten in der 
DDR keine eigenständige Vertretung, da sich der Interessensgegensatz zwischen den Werktätigen und den 
Betrieben mit der Verstaatlichung der Produktionsmittel aufgelöst habe.

Q 2e
● ● ●

Rede der SED-Kreislei-
tung Sangerhausen zur 
Eröffnung des Ausbil-
dungsjahres der Kampf-
gruppen aus dem Jahr 
1972

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Sanger-
hausen, Nr. 763, 
nicht paginiert.

Die Rede der SED-Kreisleitung Sangerhausen anlässlich der Eröffnung des Ausbildungsjahres 1972 richtete 
sich an die Mitglieder der Kampfgruppen im Kreis Sangerhausen. Die sogenannten „Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse“, die bei inneren Unruhen und einem möglichen Angriff auf die DDR zum Einsatz kommen 
sollten, durchliefen jährlich ein militärisches und politisch-ideologisches Ausbildungsprogramm. Als Skript 
einer Rede weist die vorliegende Quelle ein hohes Maß an ideologischen Begriffen auf. Bei der Quellen-
arbeit sind die sprachlichen Mittel und ihre ideologische Bedeutung („klassenmäßige Erziehung“, „sowjeti-
schen Klassen- und Waffenbrüder“, „sozialistische[s] Bewußtsein“) besonders zu berücksichtigen.
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Q 2f
● 

Fotografien von Kampf-
gruppen im Kreis Artern 
aus den 1970er und 
-80er Jahren

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Artern, Nr. 
P 4407, Foto 
69; LASA, P 
517 SED-Kreis-
leitung Artern, 
Nr. P 4406, 
Foto 4-100-77; 
LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Artern, Nr. 
P 4405, Foto 
6-40-77.

Die Fotografien zeigen die Kampfgruppe des VEB Kyffhäuserhütte Artern bei einem Aufmarsch vor dem 
Werksgebäude sowie weitere Kampfgruppen aus dem Kreis Artern bei militärischen Übungen. Das Bild 1, 
auf dem die Kampfgruppeneinheit des VEB Kyffhäuserhütte Artern auf dem Werksgelände festgehalten ist, 
dokumentiert die Verbindung zwischen der paramilitärischen Organisation und den staatlichen Betrieben. 
Auf dem Bild 2 sind Mitglieder einer Kampfgruppeneinheit aus dem Kreis Artern bei einer militärischen 
Übung beim Durchsuchen eines gestellten Gegners abgebildet. Das Bild 3, das zwei Kampfgruppen-Mit-
glieder auf einem Schießstand zeigt, lässt am rechten Bildrand Zielschablonen mit menschlichen Umrissen 
erkennen. Die sogenannten „Kampfgruppen der Arbeiterklasse“, die bei inneren Unruhen und einem mög-
lichen Angriff auf die DDR zum Einsatz kommen sollten, durchliefen jährlich ein militärisches und poli-
tisch-ideologisches Ausbildungsprogramm. Bei der quellenkritischen Analyse sollte bedacht werden, dass 
Fotografien ebenso wie andere visuelle Darstellungen inszeniert sind. Zur Einordnung der auf den Bildern 
dokumentierten Aktivitäten der paramilitärischen Kampfgruppen bietet sich eine Auseinandersetzung mit 
deren politisch-ideologischem Hintergrund an (siehe Q 2e).

Q 2g
● 

Fotografie eines Plakats 
des VEB Leuna-Wer-
ke zur Ausbildung von 
Frauen von ca. 1970

LASA, I 525 
Leuna-Wer-
ke, FS Nr. P 
106805-116

Die Fotografie dokumentiert ein Plakat des VEB Leuna-Werke zur Weiterbildung von Frauen aus der Zeit um 
1970. Das Plakat preist die Möglichkeiten zur Qualifizierung für Frauen im Betrieb. In der Quellenarbeit sollte 
der propagandahafte Charakter der Abbildung berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang bietet sich 
ein Vergleich mit der Quelle Q 2h an, die einen Einblick zu den Problemen von weiblichen Beschäftigten bietet.

Q 2h
● ●

Aktennotiz der Direktion 
Kader und Bildung des 
VEB Chemische Werke 
Buna zu einem Frauen-
forum vom November 
1970

LASA, I 529 
Kombinat VEB 
Chemische  
Werke Buna, 
Rep. II, Nr. 6012, 
nicht paginiert.

Die Aktennotiz der Direktion Kader und Bildung des VEB Chemische Werke Buna vom 28. November 1970 
berichtet über ein Frauenforum der Direktion Beschaffung und Absatz. Das Frauenforum war eine Zusammen-
kunft weiblicher Beschäftigter im Betrieb. Bei dem Treffen wurden der vorliegenden Information zufolge der 
betriebliche Frauenförderungsplan und die schwierigen Arbeitsbedingungen für weibliche Beschäftigte be-
sprochen. Das Dokument bietet einen Einblick in den Berufsalltag von Frauen in der DDR. So zeugt der Bericht 
einerseits von dem Anspruch, die berufliche Entwicklung der Frauen gezielt zu fördern und lässt andererseits 
die Schwierigkeiten erkennen, die diesem Ziel entgegenstanden. Die Frauen beklagten schlechte Einkaufsmög-
lichkeiten am Arbeitsort und die Mehrfachbelastung aus familiärer Sorgearbeit und beruflicher Verpflichtung.

Q 2i
● ● ●

Information des VEB 
Leichtmetallwerk Nach-
terstedt zum Einsatz von 
algerischen Arbeitskräf-
ten aus dem Jahr 1974

LASA, I 681 
VEB Leicht-
metallwerk 
Nachterstedt, 
Nr. 40/Bd. 1, 
nicht paginiert.

Die Information des VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt berichtet über den erwarteten Einsatz von algeri-
schen Arbeitskräften im Betrieb. Die DDR und die Demokratische Volksrepublik Algerien unterzeichneten 
im April 1974 einen Vertrag über die Entsendung algerischer Arbeitskräfte in die DDR. Der Bericht vermittelt 
die offizielle Sichtweise, der zufolge die Vertragsarbeit ein „politische[r] Auftrag“ sei, der dazu diene, die 
Arbeitskräfte beruflich zu qualifizieren und politisch-ideologisch zu erziehen. In der Praxis boten die einfa-
chen Tätigkeiten der Arbeitskräfte oftmals keine Möglichkeit zur beruflichen Weiterbildung. Darüber hinaus 
fanden die Vertragsarbeiter – entgegen der öffentlichen Verlautbarungen – keine ausnahmslos willkomme-
ne Atmosphäre vor. In der vorliegenden Information lässt sich andeutungsweise erkennen, dass die Betrie-
be den neuen Arbeitskräften mit einem gewissen Paternalismus („politisch-ideologische Erziehungsarbeit“) 
und einer Kontrollhaltung („innere […] Sicherheit ist im Heim zu gewährleisten“; siehe hierfür zudem Q 2i) 
begegneten. Darüber hinaus gibt der Bericht einen Einblick in die organisatorische Vorbereitung des Ein-
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satzes der Vertragsarbeiter. Bei der Quellenarbeit sind die sprachlichen Mittel und ihre Bedeutung („Klas-
senkampf“, „Klassenauftrag“) besonders zu berücksichtigen.

Q 2j
● ●

Regelkatalog des Minis-
teriums der Arbeit der 
Volksrepublik Mosambik 
für den Aufenthalt von 
mosambikanischen 
Arbeitskräften in Nach-
terstedt vom Januar 
1988

LASA, I 681 
VEB Leicht-
metallwerk 
Nachterstedt, 
Nr. 40/Bd. 1, 
nicht paginiert.

Der vorliegende Plan stammt von der Vertretung des Ministeriums der Arbeit der Volksrepublik Mosambik in 
Leipzig und beinhaltet eine Aufstellung an Regeln für das Wohnheim und die Freizeitgestaltung der mosam-
bikanischen Arbeitskräfte in Nachterstedt. Die DDR brachte die Vertragsarbeiter meist in zentralen Unterkünf-
ten unter. Eine eigenständige Wahl des Wohnorts war nicht möglich. Der vorliegende Regelkatalog dokumen-
tiert, wie in das Wohnen und die Freizeit der Arbeitskräfte eingegriffen wurde: Der Plan enthielt nicht allein 
Vorgaben zu Ruhestörungen und Diebstahl, sondern darüber hinaus zum Umgang mit Geld, der Anmeldung 
von Besuch in der Unterkunft und der Teilnahme am „gesellschaftlichen Leben“ (Versammlungen, Bildungs-
veranstaltungen etc.). Die paternalistische Haltung der staatlichen Behörden gegenüber den Vertragsarbei-
tern, die in dem Regelkatalog zum Ausdruck kommt, ist in der Arbeit mit der Quelle zu berücksichtigen. Bei 
der Behandlung des Plans ist zu beachten, dass das Dokument vom Ministerium der Arbeit der Volksrepublik 
Mosambik erstellt wurde. Es ist jedoch anzunehmen, dass der Regelkatalog eine Standardliste darstellte, 
welche von der Vertretung des Ministeriums der Arbeit der Volksrepublik Mosambik in Leipzig mit den ver-
antwortlichen Stellen in der DDR abgestimmt war. Die Überlieferung im Bestand des VEB Leichtmetallwerk 
Nachterstedt zeigt, dass die betrieblichen Akteure vor Ort zumindest über die Regeln im Bilde waren.

Versorgungsmangel und Umweltzerstörung

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Wirtschaft, Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren:  
Umwelt (→ Q 3f, → Q 3g, → Q 3h, → Q 3i, → Q 3j, → Q 3k)

Lehrplan Gymnasium (10): Sozialistische Planwirtschaft: Auswirkungen auf das Alltagsleben, Krisen in der DDR

Q 3a
● ●

Eingabe einer Lehrerin 
an den VEB Mifa San-
gerhausen wegen der 
mangelhaften Qualität 
ihres Fahrrads vom April 
1989

LASA, I 570 
VEB Mitteldeut-
sche Fahrrad-
werke Sanger-
hausen, Nr. 245, 
Bl. 32-32 (RS)

Die Eingabe einer Lehrerin vom 4. April 1989 zur mangelhaften Qualität ihres Fahrrads richtete sich an die 
Betriebsparteiorganisation (BPO) des VEB Mifa Sangerhausen. Die BPO war eine Organisationseinheit der 
SED auf Betriebsebene, die den Einfluss der Staatspartei vor Ort sicherte. Im Zentrum der Mitteilung steht 
die Beschwerde über das Rad, welches nach kurzer Zeit bereits zerbrochen war. Die Lehrerin ordnet in der 
Mitteilung das kaputte Rad in eine Reihe von mangelhaften Produkten ein, die sie in den vergangenen Jah-
ren erleben musste und wirft die Frage auf, wie sie gegenüber den Schülerinnen und Schülern unter diesen 
Umständen glaubwürdig die Stärken der DDR vertreten solle. Das Dokument zeugt somit nicht allein von der 
häufig mangelhaften Qualität der DDR-Produktion, sondern zugleich von dem politischen Unmut, der hieraus 
erwuchs. Bei der Behandlung des Schreibens ist quellenkritisch zu berücksichtigen, dass Eingaben – wenn-
gleich sie eine persönliche Mitteilung darstellen – einer gewissen Selbstzensur der Verfasserinnen und 
Verfasser gegenüber den Adressaten unterlagen. Die vorliegende Beschwerde enthält in der für Eingaben
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typischen Art neben der Kritik zugleich ein Bekenntnis zur DDR. So gelang es der Lehrerin auf bemerkens-
werte Weise, ihre Kritik gleichermaßen deutlich und gewandt zu formulieren. In der Quellenarbeit ist diese 
geschickte Art der Formulierung (z. B. „dann dürfen wir uns über falsche Einstellungen nicht mehr wun-
dern!“) besonders zu beachten.

Q 3b
●  

Eingabe an die Arbeiter- 
und Bauern-Inspektion 
Dessau aufgrund zehn-
jähriger Wartezeit auf ei-
nen Fernmeldeanschluss 
vom Oktober 1981

LASA, M 550 
Arbeiter- und 
Bauern-Inspekti-
on, Kreiskomitee 
Dessau, Nr. 66, 
nicht paginiert.

Die Eingabe eines Bürgers vom 20. Oktober 1981 wegen zehnjähriger Wartezeit auf einen Fernmeldean-
schluss richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Dessau. Die ABI war eine Behörde zur 
Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen Planvorgaben. Die Infrastruk-
tur in der DDR, wie beispielsweise das Telefonnetz, war veraltet. Von der Bestellung eines Telefonanschlus-
ses bis zur Einrichtung konnte mehr als ein Jahrzehnt vergehen. Die ABI erkundigte sich nach Eingang 
der Eingabe des Bürgers beim Fernmeldeamt der Deutschen Post Dessau nach dem Vorgang und erhielt 
folgende Rückmeldung: „Eine gesellschaftliche Dringlichkeit, die eine vorrangige Berücksichtigung recht-
fertigen würde, liegt bei Herrn [Götz; Pseudonym] nicht vor.“ Bei der Behandlung des Schreibens ist quellen-
kritisch zu berücksichtigen, dass Eingaben – wenngleich sie eine persönliche Mitteilung darstellen – einer 
gewissen Selbstzensur der Verfasserinnen und Verfasser gegenüber den Adressaten unterlagen.

Q 3c
● ●

Mitteilung des VEB 
IFA-Vertrieb Halle zur 
Eingabe eines Bürgers 
aufgrund mehrjähriger 
Wartezeit auf einen 
Lastenanhänger vom 
Oktober 1982

LASA, M 550 
Arbeiter- und 
Bauern-Inspekti-
on, Kreiskomitee 
Dessau, Nr. 67, 
nicht paginiert.

Die Mitteilung des VEB IFA-Vertrieb Halle vom 14. Oktober 1982 zu der Beschwerde eines Bürgers wegen 
einer mehrjährigen Wartezeit auf einen Lastenanhänger richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion 
(ABI) Dessau. Der Industrieverband Fahrzeugbau – kurz IFA – war in der DDR ein Zusammenschluss für die 
Produktion von Fahrzeugen. Der VEB IFA-Vertrieb war verantwortlich für den Absatz der bestellten Fahrzeuge. 
Die ABI war eine Behörde zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen 
Planvorgaben. In dem Schreiben nahm der VEB IFA-Vertrieb Halle Stellung zu der fehlenden Auslieferung des 
bestellten Lastenanhängers. Aus den Ausführungen geht hervor, wie langwierig sich der Prozess von der Be-
stellung bis zum Erhalt gestaltete und wie groß die Zahl der wartenden Kundinnen und Kunden war.

Q 3d
● ● ●

Bericht des Volkskontroll-
ausschusses Rehmsdorf 
zur Kontrolle der Versor-
gung der Bevölkerung 
vom Februar 1976

LASA, M 550 
Arbeiter- und 
Bauern-Inspek-
tion, Kreiskomi-
tee Zeitz, Nr. 48, 
nicht paginiert.

Der Kontrollbericht des Volkskontrollausschusses (VKA) Rehmsdorf vom 12. Februar 1976 zur Versorgung 
der Bevölkerung richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Zeitz. Beim VKA handelte es 
sich um ein Gremium zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen 
Planvorgaben, das der ABI unterstellt war. Die Information dokumentiert den Mangel an Lebensmitteln und 
Konsumgütern, der teilweise bis zum Ende der DDR anhielt. Darüber hinaus gewährt der Kontrollbericht 
einen Einblick in die Konsuminteressen der DDR-Bevölkerung in den 1970er Jahren.

Q 3e
● 

Eingabe einer Bürgerin 
zur fehlenden Versor-
gung mit einem Tiefkühl-
schrank vom September 
1981

LASA, M 550 
Arbeiter- und 
Bauern-Inspekti-
on, Kreiskomitee 
Dessau, Nr. 66, 
nicht paginiert.

Die als Abschrift vorliegende Eingabe einer Bürgerin zur fehlenden Versorgung mit einem Tiefkühlschrank 
vom 4. September 1981 richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Dessau. Die ABI war eine 
Behörde zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen Planvorgaben. 
Die Verfasserin der Eingabe äußert in ihrer Beschwerde den Verdacht, dass die geringe Zahl an jährlich zur 
Verfügung stehenden Tiefkühlschränken ‚unter dem Ladentisch‘ verkauft würde. Hiermit bietet die Eingabe 
einen Einblick in den Alltag in der Mangelwirtschaft, in welcher der Warenzugang häufig von den persönli-
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chen Beziehungen abhing. Die sogenannte „Bückware“ wurde nicht offen zum Verkauf angeboten, sondern 
nur auf Nachfrage oder an persönliche Kontakte ausgegeben. Nach der metaphorischen Vorstellung waren 
die betreffenden Produkte nicht für jedermann einsehbar, sondern lagen – wie die vorliegende Eingabe an-
klingen lässt – verdeckt ‚unter dem Ladentisch‘. Bei der Behandlung des Schreibens ist quellenkritisch zu 
berücksichtigen, dass Eingaben – wenngleich sie eine persönliche Mitteilung darstellen – einer gewissen 
Selbstzensur der Verfasserinnen und Verfasser gegenüber den Adressaten unterlagen.

Q 3f
● ●

Eingabe einer Familie zu 
gesundheitlichen Schä-
den infolge von Umwelt-
verschmutzung vom 
Januar 1989

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung,
Nr. 6590, Bl.
706-706 (RS).

Die handschriftliche Eingabe einer Familie vom 12. Januar 1989 zu gesundheitlichen Schäden aufgrund 
von Umweltverschmutzung richtete sich an das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft in 
Berlin. Die Überlieferung der Eingabe im Bestand des Bezirkstags und Rates des Bezirkes Halle ist damit 
zu begründen, dass das adressierte Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft die Mitteilung zur 
Bearbeitung an die regionale Struktur weiterleitete. Die in der Beschwerde beschriebenen Atemwegserkran-
kungen zeugen von den gesundheitlichen Gefahren für die Bevölkerung, die aus den massiven Umwelt-
problemen in der DDR resultierten. Die Familie, die die Eingabe formulierte, bezog sich in ihrem Schreiben 
unter anderem auf den in der DDR-Verfassung festgelegten Schutz der Gesundheit und warf die rhetori-
sche Frage auf, ob dieser Grundsatz hinter dem Ziel der „Planerfüllung und Erhöhung der Arbeitsproduk-
tivität“ zurückstehen müsse. Die teils offen formulierte Kritik ist vor dem Hintergrund des Entstehungszeit-
punktes des Schreibens im Januar 1989 einzuordnen. Der Inhalt und der Ton, in dem die Nachricht verfasst 
ist, zeugen vom zunehmenden Machtverlust des Staatsapparates. Die wachsende Schwäche des Regimes 
zum Ende der 1980er Jahre eröffnete der Bevölkerung größere Handlungsspielräume, sodass der Wider-
spruch zunahm. Bei der Behandlung des Schreibens ist quellenkritisch zu berücksichtigen, dass Eingaben 
– wenngleich sie eine persönliche Mitteilung darstellen – einer gewissen Selbstzensur der Verfasserinnen
und Verfasser gegenüber den Adressaten unterlagen.

Q 3g
● 

Eingabe eines Lehrlings 
zur Verschmutzung der 
Umwelt in der DDR vom 
September 1989

LASA, M 501 
Bezirkstag  
und Rat des  
Bezirkes Halle,  
3. Ablieferung,
Nr. 6590, Bl.
407-407 (RS).

Die handschriftliche Eingabe eines 17-jährigen Lehrlings vom 27. September 1989 zu Umweltproblemen in 
der DDR richtete sich an das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft in Berlin. Die Überlieferung 
der Eingabe im Bestand des Bezirkstags und Rats des Bezirkes Halle rührt daher, dass das adressierte 
Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft die Mitteilung zur Bearbeitung an die regionale Struktur 
weiterleitete. Der Lehrling wurde daraufhin vom Rat des Bezirkes Halle zu einem Gespräch zur Situation der 
Umwelt eingeladen. Die teils offen formulierte Kritik in der Eingabe sowie die folgende Gesprächseinladung 
ist vor dem Hintergrund der Entwicklungen in der DDR im Herbst 1989 einzuordnen. Der Inhalt und der Ton, 
in dem die Nachricht verfasst ist, zeugen vom zunehmenden Machtverlust des Staatsapparates. Die Aus-
reisebewegung des Sommers 1989 sowie die sich öffentlich formierende Opposition (u. a. Gründung von 
„Neues Forum“ und „Demokratie Jetzt“ in der ersten Septemberhälfte 1989) weiteten die bereits im Verlauf 
der 1980er Jahre gewachsenen Handlungsspielräume nochmals. Bei der Behandlung des Schreibens ist 
quellenkritisch zu berücksichtigen, dass Eingaben – wenngleich sie eine persönliche Mitteilung darstellen – 
einer gewissen Selbstzensur der Verfasserinnen und Verfasser gegenüber den Adressaten unterlagen.



Quellenübersicht17

Q 3h
● ● 

Protokoll des Beitrages 
„Bitteres aus Bitterfeld“ 
in der ARD-Sendung 
„Kontraste“ vom Herbst 
1988

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6572, Bl. 
193-198.

Das vorliegende Protokoll dokumentiert den in der ARD-Sendung „Kontraste“ vom 27. September 1988 
gezeigten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“. Der Urheber der Mitschrift des Fernsehbeitrags ist unbekannt. 
Angesichts der Überlieferung des Dokuments im Bestand des Bezirkstags und Rates des Bezirkes Halle ist 
anzunehmen, dass es von dieser Stelle erstellt wurde. Die Ausstrahlung des Beitrags über die dramatische 
Umweltlage in der Region Bitterfeld alarmierte die staatlichen Organe. Die verantwortlichen Stellen hatten 
bislang versucht, die Informationen über die Umweltzerstörung nach Möglichkeit geheim zu halten. Seit 
1982 stand die Berichterstattung über die Umweltsituation der DDR unter Geheimhaltung („Beschluss zur 
Anordnung zur Gewinnung oder Bearbeitung und zum Schutz von Informationen über den Zustand der 
natürlichen Umwelt in der DDR“, Beschluss des Präsidiums des Ministerrates, 1982). Vor diesem Hinter-
grund verfolgten die Behörden die Ausstrahlung des Beitrags im westdeutschen Fernsehen mit großer 
Aufmerksamkeit und bemühten sich im Folgenden darum, die Deutungshoheit über die Lage zu gewinnen. 
In diesem Zusammenhang entstand das vorliegende Protokoll des Beitrags.

Q 3i
● ● 

Eingabe eines Bürgers 
anlässlich des Beitrages 
„Bitteres aus Bitterfeld“ 
in der ARD-Sendung 
„Kontraste“ vom Oktober 
1988

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6572, Bl. 
204-205.

Die Eingabe eines Bürgers aus Freiberg in Sachsen an das Ministerium für Umweltschutz und Wasser-
wirtschaft vom 2. Oktober 1988 nimmt Bezug auf den in der ARD-Sendung „Kontraste“ gezeigten Beitrag 
„Bitteres aus Bitterfeld“ und verweist auf ähnliche Umweltsünden im Freiberger Gebiet. Die Eingabe zeigt 
beispielhaft, wie die Bevölkerung auf die Informationen zur katastrophalen Umweltlage rund um Bitterfeld 
reagierte. Die Beschwerde, wie sie hier vorliegt, bot die Möglichkeit, ein Zeichen des Protests zu setzen, 
ohne sich in Gefahr zu bringen. So vermittelt die vorliegende Nachricht einerseits eine deutliche Kritik und 
verzichtet andererseits weitestgehend auf offene Vorwürfe. Anstelle von direkten Anschuldigungen gegen-
über den verantwortlichen Stellen nähert sich der Verfasser mit Fragen den kritischen Aspekten wie bei-
spielsweise der Geheimhaltungspflicht von Informationen zur Umweltsituation. Die teils offen formulierte 
Kritik ist vor dem Hintergrund des Entstehungszeitpunktes des Schreibens im Oktober 1988 einzuordnen. 
Der Inhalt und der Ton, in dem die Nachricht verfasst ist, zeugen vom zunehmenden Machtverlust des 
Staatsapparates. Die wachsende Schwäche des Regimes zum Ende der 1980er Jahre eröffnete der Bevöl-
kerung größere Handlungsspielräume, sodass der Widerspruch zunahm. Die Überlieferung der Eingabe im 
Bestand des Bezirkstags und Rates des Bezirkes Halle folgt daraus, dass das adressierte Ministerium für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft die Mitteilung zur Bearbeitung an die regionale Struktur weiterleitete.

Q 3j
● ● ●

Telegramm des Rates 
des Bezirkes Halle mit 
einer Stellungnahme 
zum Beitrag „Bitteres aus 
Bitterfeld“ in der ARD-
Sendung „Kontraste“ 
vom Oktober 1988

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6572, Bl. 
302-307.

Die Stellungnahme des Rates des Bezirkes Halle vom 4. Oktober 1988 zu dem in der ARD-Sendung „Kontras-
te“ gezeigten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ richtete sich an das Ministerium für Umweltschutz und Wasser-
wirtschaft. Der interne Bericht bietet einen offenen Einblick in die Einschätzungen der staatlichen Organe auf 
Bezirksebene zur Umweltsituation in Bitterfeld. Der Inhalt („das argument musz anerkannt werden“, „die aussa-
ge ist zutreffend“) lässt erkennen, dass der Rat des Bezirkes Halle zumindest nach innen hin die katastrophale 
Lage eingestand. Die Stellungnahme gibt zudem Aufschluss über das Vorgehen der staatlichen Behörden. 
Die Ausstrahlung des Beitrags über die Umweltzerstörung in der Region Bitterfeld alarmierte die staatlichen 
Organe. Die verantwortlichen Stellen hatten bislang versucht, die Informationen über die dramatische Situa-
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tion nach Möglichkeit geheim zu halten. Seit 1982 stand die Berichterstattung über die Umweltlage der 
DDR unter Strafe. Vor diesem Hintergrund verfolgten die Behörden die Ausstrahlung des Beitrags im west-
deutschen Fernsehen mit großer Aufmerksamkeit und bemühten sich im Folgenden darum, die Deutungs-
hoheit über die Lage zu gewinnen. In diesem Zusammenhang entstand die vorliegende Stellungnahme.

Q 3k
● ● ●

„Argumentationsmate-
rial“ des Rates des Krei-
ses Bitterfeld in Reaktion 
auf den Beitrag „Bitteres 
aus Bitterfeld“ in der 
ARD-Sendung „Kontras-
te“ vom November 1988

LASA, M 501 
Bezirkstag und 
Rat des Be-
zirkes Halle, 3. 
Ablieferung, Nr. 
6572, Bl. 40-41.

Das vom Rat des Kreises Bitterfeld zusammengestellte „Argumentationsmaterial“ vom 9. November 1988 zu 
dem in der ARD-Sendung „Kontraste“ gezeigten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ wurde der Abteilung Umwelt-
schutz und Wasserwirtschaft des Rates des Bezirkes Halle übermittelt. Während die interne Stellungnahme 
des Rates des Bezirkes Halle gegenüber dem Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft zumin-
dest in Teilen ein Eingeständnis der katastrophalen Umweltsituation in Bitterfeld erkennen lässt (siehe Q 3j), 
spiegelt das „Argumentationsmaterial“ die öffentliche Haltung der staatlichen Organe zur Lage in Bitterfeld 
wider. Bei der Quellenarbeit ist die relativierende Absicht der Verfasser des Papiers zu berücksichtigen. Die 
Ausstrahlung des Beitrags über die Umweltzerstörung in der Region Bitterfeld hatte die staatlichen Organe 
alarmiert. Die verantwortlichen Stellen hatten bislang versucht, die Informationen über die dramatische Situa-
tion nach Möglichkeit geheim zu halten. Seit 1982 stand die Berichterstattung über die Umweltlage der DDR 
unter Strafe. Vor diesem Hintergrund verfolgten die Behörden die Ausstrahlung des Beitrags im westdeut-
schen Fernsehen mit großer Aufmerksamkeit und bemühten sich im Folgenden darum, die Deutungshoheit 
über die Lage zu gewinnen. In diesem Zusammenhang entstand das vorliegende „Argumentationsmaterial.

Weg zur deutschen Einheit und die wirtschaftliche Krise zu Beginn der 1990er Jahre

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Wiedereinrichtung des Landes Sachsen-Anhalt (→ Q 4c, → Q 4d), „Runder Tisch“ (→ Q 4c),  
Weg zur staatlichen Einheit nach dem Mauerfall (→ Q 4b, → Q 4e, → Q 4f, → Q 4g)

Lehrplan Gymnasium (10): Wiedereinrichtung des Landes Sachsen-Anhalt (→ Q 4c, → Q 4d),  
Gestaltung der deutschen Einheit (→ Q 4b, → Q 4e, → Q 4f, → Q 4g)

Q 4a
● ● 

Mitteilung der Bezirks-
behörde der Deutschen 
Volkspolizei Magdeburg 
zu Übergriffen auf aus-
ländische Bürger vom 
Mai 1990

Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt, 
M 25 Volks-
polizei-Kreisamt 
Haldensleben, 
Nr. 164, Bl. 7.

Die Mitteilung der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) Magdeburg vom 31. Mai 1990 zu 
Übergriffen auf ausländische Bürger wurde über einen Verteiler an die Volkspolizei-Kreisämter verbreitet. 
Die Überlieferung des Schreibens im Bestand des Volkspolizei-Kreisamtes Haldensleben ist damit zu be-
gründen, dass die BDVP Magdeburg unter anderem die dortige Polizeistelle kontaktierte. In dem Schreiben 
der BDVP Magdeburg wird die Bezeichnung „extremistische[r] Gruppen und Einzelpersonen“ verwendet, 
was darauf schließen lässt, dass es sich um Übergriffe von Neonazis handelte. Der Verweis auf die „Wohn-
unterkünfte“ bezieht sich auf die zentralen Unterbringungsstätten der ausländischen Vertragsarbeiter. Das 
Dokument zeugt von der Zunahme rechter Gewalt in Ostdeutschland zu Beginn der 1990er Jahre.
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Q 4b
● 

Flugblatt zur deutschen 
Einheit aus den Jahren 
1989/90

Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt, 
Slg. 8 Plakat-
sammlung, Nr. 
P4-93.

Das Flugblatt eines unbekannten Urhebers aus dem Zeitraum 1989/90 thematisiert den Prozess zur deut-
schen Vereinigung. Auf dem Flugblatt ist ein Gleis mitsamt Bahnschwellen abgebildet, das von oben und 
unten eingerahmt ist von den Fragen „Schneller Zug zu Deutschlands Einheit?“ sowie „Bleibt nicht mancher 
auf der Strecke?“. Auf den einzelnen Bahnschwellen stehen gesellschaftliche Gruppen geschrieben wie bei-
spielsweise „Rentner“, „Behinderte“ und „Kinderreiche“. Das Flugblatt ist vor dem Hintergrund des raschen 
Prozesses hin zur deutschen Einheit einzuordnen. Die Vorbereitungen zur deutschen Einheit wurden zwar 
von großen Teilen der ostdeutschen Bevölkerung euphorisch begleitet, jedoch kamen zugleich Unsicherhei-
ten zu den Folgen der Vereinigung auf. So wurde unter anderem befürchtet, dass gesellschaftliche Rand-
gruppen im Zuge einer schnellen Vereinigung benachteiligt würden. Die deutsche Einheit wurde schließlich 
mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion, die zum 1. Juli 1990 in Kraft trat, in die Wege geleitet. Der 
Beschluss bedeutete die Eingliederung der DDR in das Wirtschafts- und Sozialsystem der Bundesrepub-
lik. Infolge der abrupten Öffnung der DDR-Wirtschaft mussten sich die meist maroden und unproduktiven 
Betriebe nun plötzlich der westdeutschen und ausländischen Konkurrenz stellen. Mit der Währungsunion 
wurde die D-Mark zudem zum einzigen Zahlungsmittel in der DDR. Die laufenden Posten wie beispielsweise 
Renten und geringe Guthaben (bei Erwachsenen 4.000 DDR-Mark) wurden im Verhältnis 1:1 umgetauscht. 
Im Fall von höheren Guthaben wurde zum Kurs 2:1 gewechselt. Der wirtschaftliche Umbruch, der sich über 
die folgenden Jahre fortsetzte, bedeutete für einen beträchtlichen Teil der ostdeutschen Bevölkerung den 
Verlust der Arbeit: Der Anteil der Erwerbslosen in Ostdeutschland stieg bis 1993 auf 15,4 Prozent.

Q 4c
● ● ●

Protokoll der Gründungs-
sitzung des Runden 
Tisches Sachsen-Anhalt 
vom März 1990

Landesarchiv 
Sachsen-An-
halt, P 563 
Freie Deutsche 
Jugend (FDJ), 
Bezirksleitung 
Halle, Nr. 700, 
Bl. 86-87.

Das Protokoll zur konstituierenden Sitzung des Runden Tisches Sachsen-Anhalt am 28. März 1990 doku-
mentiert den Beginn der Bemühungen für eine Wiedereinrichtung des Landes Sachsen-Anhalt. Die Auf-
zeichnung vermittelt einen Einblick in das Vorgehen zur Vorbereitung des Landes Sachsen-Anhalt. Darü-
ber hinaus lässt die Mitschrift deutlich den Anspruch der Stadt Dessau erkennen, sich von der seit 1952 
währenden Zugehörigkeit zum Bezirk Halle zu lösen. Die Wiedereinführung des Landes Sachsen-Anhalt, 
die schon im März 1990 vor Ort debattiert wurde, rückte erst in den folgenden Wochen auf die Agenda 
der Volkskammer der DDR. Im Juli 1990 beschloss die Volkskammer das „Ländereinführungsgesetz“. Das 
Gesetz sah die Gründung von fünf neuen Bundesländern in Ostdeutschland vor: Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt. Die Überlieferung des Protokolls im Bestand 
der FDJ-Bezirksleitung Halle legt nahe, dass die FDJ an der Zusammenkunft des Runden Tisches Sachsen-
Anhalt beteiligt war.

Q 4d
● ● 

Telegramm des Ober-
bürgermeisters der Stadt 
Dessau zum anhaltenden 
Streit um den Sitz der 
künftigen Landeshaupt-
stadt Sachsen-Anhalts 
vom September 1990

Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt, 
M 501 Bezirks-
tag und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 319, Bl. 168.

Das Telegramm des Oberbürgermeisters der Stadt Dessau vom 7. September 1990 richtete sich an verschie-
dene Behörden und an die Massenmedien mit dem Vorschlag, den anhaltenden Streit zwischen Halle und 
Magdeburg um die zukünftige Landeshauptstadt Sachsen-Anhalts zugunsten Dessaus zu beenden. Sowohl 
Halle als auch Magdeburg erhoben Anspruch auf den Sitz der Landeshauptstadt. Halle war bereits 1945 
Hauptstadt der preußischen Provinz Sachsen (ab 1947 Land Sachsen-Anhalt) bevor die Stadt – wie Magde-
burg – 1952 Bezirkshauptstadt wurde. Dessau als drittgrößte Stadt im Land blieb in der Debatte weitestge-
hend außen vor. Da sich Halle und Magdeburg nicht auf eine Lösung verständigen konnten, wurde zwischen
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dem 15. bis 30. August 1990 eine Abstimmung über den Sitz der Landeshauptstadt durchgeführt. An der 
Wahl nahmen die Mitglieder der Kreistage und Stadtverordnetenversammlungen teil. In der Abstimmung 
setzte sich Magdeburg mit 2.743 Stimmen gegen Halle mit 2.175 Stimmen durch (gewichtetes Stimmen-
ergebnis). Ungeachtet des Ausgangs dieser Wahl blieb die Entscheidung über den Sitz der Landeshaupt-
stadt zunächst offen. Das Abstimmungsergebnis, das nicht rechtsgültig war, wurde dem ersten Landtag 
des Landes Sachsen-Anhalt als Empfehlung für die endgültige Entscheidung übergeben. Der Landtag, der 
sich am 28. Oktober 1990 zur konstituierenden Sitzung in Dessau zusammenfand, bestimmte schließlich 
Magdeburg zur neuen Landeshauptstadt von Sachsen-Anhalt. Im ersten Wahlgang hatte neben Magdeburg 
und Halle zudem Dessau kandidiert. Im folgenden Wahlgang entschieden sich die Mitglieder des Landtags 
mit 57 von 106 Stimmen für Magdeburg.

Q 4e
● 

Grafik zur Beschäfti-
gungsentwicklung der 
Leuna-Werke AG und 
am Standort Leuna vom 
September 1993

Landesarchiv 
Sachsen-An-
halt, I 525 
Leuna-Werke, 
Nr. 30411, nicht 
paginiert.

Die Grafik der Leuna-Werke AG vom September 1993 dokumentiert die Personalsituation des Unterneh-
mens sowie die Möglichkeiten zur Beschäftigung am Standort Leuna. Zu DDR-Zeiten waren die Leuna-Wer-
ke landesweit der größte Chemiebetrieb: 1989/90 arbeiteten hier ca. 27.000 Beschäftigte. Mit dem wirt-
schaftlichen Umbruch zu Beginn der 1990er Jahre wurde die Mehrzahl der Arbeitsplätze abgebaut, sodass 
schließlich nur noch wenig Tausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übrigblieben. Die schwarze Linie in 
der Grafik veranschaulicht den massiven Stellenabbau zwischen Januar 1990 und Januar 1994. Die rote Li-
nie illustriert die Entwicklung des Beschäftigungspotentials am Standort Leuna. Hierunter fallen neben den 
verbliebenen Arbeitsplätzen der Leuna-Werke AG Stellen, die aus Privatisierungen, Neuansiedlungen und 
der Leuna-Sanierungsgesellschaft entstanden sind. Im Fall der Privatisierungen handelt es sich um frühere 
Betriebsteile der Leuna-Werke, die nunmehr privatwirtschaftlich geführt wurden.

Q 4f
●

Fotografien zum Protest 
von Beschäftigten der 
Chemieindustrie gegen 
Betriebsschließungen 
und Stellenabbau aus 
den frühen 1990er Jahre

LASA, I 525 
Leuna-Wer-
ke, FS Nr. FNc 
91/174/1a; 
LASA, I 525 
Leuna-Wer-
ke, FS Nr. FN 
92/10/3; LASA, 
I 525 Leuna-
Werke, FS Nr. 
FN 93/232/51.

Die Fotografien zeigen Demonstrationen von Beschäftigten der Chemieindustrie, insbesondere der Leuna-
Werke, gegen die Stilllegung von Betrieben und den Abbau von Arbeitsplätzen in den frühen 1990er Jahren. 
Das Bild 1 dokumentiert eine Großkundgebung der Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik (IG CPK) 
vor den Leuna-Werken am 19. März 1991. Die abgebildeten Transparente tragen beispielsweise die Losun-
gen: „Stirbt die Chemie / verarmt die Region“, „Rettet / Buna & Leuna“, „Nicht Massen- / arbeitslosigkeit 
finanzieren / sondern / Arbeitsplätze / erhalten“, „Helmut Kohl! / Steh zu Deinem Wort“. Auf dem Bild 2 ist 
eine Kundgebung von Beschäftigten der chemischen Industrie und der IG CPK am 18. Januar 1992 in Halle 
am Steintor abgebildet. Die Demonstrantinnen und Demonstranten führen ein Banner mit, auf dem bezug-
nehmend auf die Leuna-Werke steht: „Das Filetstück habt ihr / nehmt nun auch die Knochen“. Mit diesem 
Schriftzug war der Vorwurf verbunden, dass die Bemühungen zur Rettung der Leuna-Werke nur ausgewählte 
Betriebsteile betrafen, während die übrigen Bereiche stillgelegt wurden. Das Bild 3 zeigt den Protest von 
Beschäftigten der Leuna-Werke zur Schließung des „Crackers“, einer Anlage zur Rohstoffproduktion, am 22. 
September 1993. Auf den Transparenten und Schildern steht u. a.: „Leuna-Cracker zu! / Nein, Treuhand, Buh“, 
„Treuhand / Totengräber der Ostindustrie“, „Der Cracker ist / unsere Existenz“, „Wir sind zwischen / 40 und 
50 / was machen wir künftig?“, „Leuna ist nicht nur die Raffinerie / es ist auch / der Cracker und die Rest-
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Chemie“, „Keine Torschlusspanik / Treuhand! Erst denken! / Unser Cracker hat Zukunft!“. Die Treuhand-
anstalt erklärte im Herbst 1993, dass die „Cracker“-Anlage der Leuna-Werke zu Mitte 1994 stillgelegt werde. 
Für die Beschäftigten, welche die Notwendigkeit des Erhalts der Anlage u. a. mit der Versorgung der weite-
ren Industriebereiche in Leuna mit Rohstoffen begründet hatten, bedeutete dies den Verlust der Arbeitsplät-
ze. Der Treuhandanstalt wurde bei der Stilllegung der Anlage ein übereiltes Vorgehen vorgeworfen. Darüber 
hinaus beklagten die Beschäftigten, dass Prestigeprojekte, wie der Bau einer neuen Raffinerie (siehe Q 4g) 
forciert würden, während die Sicherung anderer Betriebsfelder aus dem Blick geriete. Die Fotografien sind 
Zeugnisse des Protests in Ostdeutschland zu Beginn der 1990er Jahre gegen die Schließung von Betrie-
ben und Entlassungen. Die auf den Bannern dargestellten Losungen spiegeln die Stimmung der Beschäf-
tigten wider. Im Fokus der Kritik stand die Treuhandanstalt, welche die Privatisierung und Stilllegung der 
ehemals staatlichen Betriebe verantwortete. Der Vergleich von Q 4f und Q 4g ermöglicht es, die unter-
schiedlichen Perspektiven auf die wirtschaftliche Entwicklung herauszuarbeiten. Bei der quellenkritischen 
Analyse sollte bedacht werden, dass Fotografien ebenso wie andere visuelle Darstellungen inszeniert sind.

Q 4g
● ●

Titelblatt der Betriebszei-
tung „Leuna-Echo“ zum 
Baubeginn einer neuen 
Raffinerie am Standort 
Leuna vom Mai 1994

Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt, 
I 525 Leuna-
Werke, Nr. D 
1350, nicht 
paginiert.

Das Titelblatt der offiziellen Betriebszeitung der Leuna-Werke GmbH, dem „Leuna-Echo“, vom 25. Mai 1994 
behandelt den Beginn der Baumaßnahmen für die neue Erdölraffinerie. Die Zeitung wurde herausgegeben 
von der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit der Leuna-Werke. Es ist somit quellenkritisch zu beachten, dass das 
„Leuna-Echo“ keine reguläre Zeitung darstellte, sondern Bestandteil der Öffentlichkeitsarbeit des Unterneh-
mens war. In diesem Sinne lesen sich die Artikel zur Situation der Leuna-Werke äußerst positiv. Das Titel-
blatt zum Baubeginn der neuen Raffinerie nimmt besonders die Beteiligung der Führungsriege aus Politik 
und Wirtschaft an den Feierlichkeiten in den Blick und lässt hierbei die weiterhin bedrückende Situation der 
Beschäftigten außen vor. 1994 betrug die Arbeitslosenquote in Sachsen-Anhalt 16,7 Prozent. Maßnahmen, 
wie der Bau der Erdölraffinerie am Standort Leuna sollten die Grundlage für den wirtschaftlichen Neu-
beginn legen und zugleich ein öffentlichkeitswirksames Signal des Aufbruchs setzen. Die positive Bericht-
erstattung der Betriebszeitung steht beispielhaft für diese Bemühungen. Der Vergleich von Q 4f und Q 4g 
ermöglicht es, die unterschiedlichen Perspektiven auf die wirtschaftliche Entwicklung herauszuarbeiten.
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Folgende Einrichtungen können als außerschulischer Lernort 
Themen des Bausteins vertiefen:

Außerschulische Lern- und Gedenkorte

Gedenkstätte Moritzplatz

Gedenkstätte für die Opfer politischer  
Gewaltherrschaft 1945–1989 

Umfassungsstraße 76,  
39124 Magdeburg

Gedenkstätte ROTER OCHSE

Am Kirchtor 20b,  
06108 Halle (Saale)

BStU Außenstelle Magdeburg

Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit

Georg-Kaiser-Straße 4, 
39116 Magdeburg

BStU Außenstelle Halle (Saale)

Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit

Blücherstraße 2,  
06122 Halle (Saale)

Gedenkstätte 
Deutsche Teilung 
Marienborn

Autobahn 2,  
39365 Harbke

Zeitgeschichtliches 
Forum Leipzig

Grimmaische Str. 6,  
04109 Leipzig
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begrüßt Schul-
klassen aller weiterführenden Schulformen zur Pro-
jektarbeit und tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit Originalquellen. Zur Vertiefung des Themenfelds 
„Wirtschaft und Arbeit“ bietet sich zur Quellenarbeit 
insbesondere die Überlieferung der Arbeiter- und 
Bauern-Inspektion auf Bezirks- und Kreisebene an. 
Die Bestände zur Arbeiter- und Bauern-Inspektion, 
die eine Vielzahl an Eingaben und Berichten zu Ver-
sorgungsmängeln enthalten, geben den Schülerin-
nen und Schülern einen alltagsweltlichen Zugang 
zur Krise der DDR-Wirtschaft. Die Archivalien bie-
ten einen Einblick in den Mangel an Konsumgütern 
und den Umgang hiermit vonseiten der staatlichen 
Behörden, der Betriebe sowie der Bevölkerung. Mit 

Blick auf die Alltagskultur in DDR geben die Quellen 
zudem Aufschluss über die Konsumbedürfnisse der 
DDR-Bevölkerung. Die umfangreiche Überlieferung 
zur DDR-Wirtschaft enthält Bestände zu einer Vielzahl 
an VEB in den früheren Bezirken Magdeburg und Hal-
le. Die Wirtschaftsüberlieferung eröffnet gleicherma-
ßen Perspektiven zum arbeitsweltlichen Alltag sowie 
den Mechanismen der Macht von Partei und Staat in 
den Betrieben. Die Bestände der Gewerkschaft auf 
Bezirks- und Kreisebene ergänzen die Auseinander-
setzung zu Einflussmöglichkeiten im Betrieb um die 
gewerkschaftliche Ebene. Die vorhandenen Archiva-
lien zu einzelnen VEB dokumentieren in Teilen zudem 
die Entwicklung der Betriebe während des wirtschaft-
lichen Wandels zu Beginn der 1990er Jahre. 

Weiterführende Projektideen

•  J a n a  L e h m a n n / U t a  T h u n e m a n n / C h r i s t i n e  U l r i c h , Die DDR- Wirtschaftsüberlieferung
in Magdeburg und Merseburg, in: Archive in Sachsen-Anhalt 2019, S. 24–27.

•  J ü r g e n  D a s s l e r / J á n o s  S t e k o v i c s , Leuna. Metamorphosen eines Chemiewerkes, Halle
(Saale) 1997.

•  C h r i s t i a n  M ö l l e r , Umwelt und Herrschaft in der DDR. Politik, Protest und die Grenzen der
Partizipation in der Diktatur, Göttingen 2020.

•  R a i n e r  K a r l s c h , Die Chemie muss stimmen. 1990-2000. Bilanz des Wandels, Berlin 2000.

•  R a i n e r  K a r l s c h , Leuna. 100 Jahre Chemie, Halle (Saale) 2016.

•  C h r i s t i n a  S c h r ö d e r , Sozialismus und Versorgungsprobleme. Die Zunahme materieller
Unzufriedenheit und das Ende der DDR, in: Hallische Beiträge zur Zeitgeschichte 10 (2001), S. 43-90.

•  A n d r é  S t e i n e r , Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR, Berlin 2007.

•  T h o m a s  R e i c h e l , „Sozialistisch arbeiten, lernen und leben“. Die Brigadebewegung in der DDR
(1959–1989), Köln 2011.

Weiterführende Literatur

Für eine Recherche in den Beständen 
des Landesarchivs Sachsen-Anhalt besuchen 

Sie die Archivdatenbank unter 
www.landesarchiv.sachsen-anhalt.de

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/startseite/
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Die Wirtschaftsordnung der DDR folgte dem Modell 
der sozialistischen Planwirtschaft. Die sogenannte 
„Zentralverwaltungswirtschaft“ zielte darauf ab, dass 
alle wirtschaftlichen Abläufe von einer zentralen Stel-
le gelenkt werden. Die Staatliche Plankommission 
(SPK) entschied dabei über sämtliche wirtschaftliche 
Fragen. So wurde beispielsweise zentral bestimmt, 
welche Waren und Dienstleistungen benötigt und zu 
welchen Preisen diese angeboten werden. Der dahin-
terstehende Gedanke war, dass die Wirtschaft durch 
die Steuerung des Staates an Gerechtigkeit gewinne. 
Mit der zentralen Lenkung stellte die Regierung der 
DDR sicher, dass die Wirtschaft sich allein an ihren 
politischen Zielen orientierte. Der Einfluss von priva-
ten Unternehmern, die eigene Interessen verfolgen, 
sollte so möglichst beschränkt werden. Eine Folge 
davon war, dass Betriebe und Geschäfte unter Zwang 
aus dem privaten Besitz in die Hand des Staates über-
gingen. Die relevanten Weichen hin zur Planwirtschaft 
der DDR wurden jedoch bereits in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit und den folgenden Jahren bis zur Mit-
te der 1950er Jahren gestellt.

„Junkerland in Bauernhand“
Bereits in den ersten Monaten der Besatzungszeit 
griff die Sowjetische Militäradministration (SMAD) in 
die Wirtschaftsordnung ein. Die Maßnahmen zielten 
anfangs vor allem auf die Enteignung von Industrie-
betrieben und landwirtschaftlichen Großgrundbesit-
zern. Die SMAD verfolgte dabei das Ziel, die früheren 
Unterstützer des nationalsozialistischen Regimes zu 
treffen. Doch die Enteignung ehemaliger „Naziaktivis-
ten“ diente nicht allein der Ahndung von NS-Verbre-
chen. Die sowjetische Besatzungsmacht bezweckte 
mit dem Vorgehen gegen die vormaligen NS-Anhän-
ger zugleich die Durchsetzung des kommunistischen 
Machtanspruchs. Zudem wurden in der Beschlag-
nahmung von Unternehmen und landwirtschaftlichen 
Großbetrieben bereits die Umrisse der späteren so-
zialistischen Wirtschaftsordnung deutlich: Die Enteig-
nungen bildeten den Auftakt für das Ende des Privat-
eigentums in der DDR. Ein wesentlicher Schritt hierbei 
war die Bodenreform, die in der Sowjetischen Be-
satzungszone ab dem September 1945 durchgeführt 

wurde. Unter der Losung „Junkerland in Bauernhand“ 
wurden landwirtschaftliche Großbetriebe mit einer 
Fläche von mehr als 100 Hektar (entspricht etwa 140 
Fußballfeldern) enteignet. Es handelte sich dabei un-
ter anderem um frühere Rittergüter, deren Besitzer als 
„Junker“ bezeichnet wurden. Die Enteignung traf aber 
auch Landwirte von kleineren Betrieben, die als aktive 
NS-Angehörige galten oder sich an Kriegsverbrechen 
beteiligt hatten. Das enteignete Land wurde danach 
an Flüchtlinge und landlose Bauern sowie Landarbei-
ter verteilt. In der Provinz Sachsen, die in großen Teilen 
dem heutigen Land Sachsen-Anhalt entspricht, trat 
die Bodenreform am 3. September 1945 in Kraft (Q 
1a). Die Provinz Sachsen setzte die Bodenreform als 
erstes um. Die übrigen Provinzen und Länder folgten 
in den Tagen darauf. Der „Demokratische Block“ der 
Provinz Sachsen hatte die Maßnahme wenige Tage 
zuvor mit den Stimmen aller vertretenen Parteien – 
KPD, SPD, CDU und LDPD – beschlossen. Allerdings 
stemmten sich die CDU und LDPD bis zum Schluss 
gegen das Vorgehen. Die CDU versuchte, die Ent-
eignung grundsätzlich zu verhindern, die LDPD be-
mühte sich um eine Erhöhung der Freigrenze von 100 
Hektar. Unter dem Druck der SMAD erklärten sich die 
CDU und LDPD jedoch schließlich zur Annahme der 
Bodenreform bereit. Mit der Bodenreform im Herbst 
1945 war ein Grundstein für den weiteren Aufbau der 
Planwirtschaft gelegt: Die Enteignung brach den Ein-
fluss der landwirtschaftlichen Großgrundbesitzer; das 
Land wurde anschließend nach der Vorstellung von 
SMAD und KPD überwiegend an Kleinbauern und so-
genannte „Neubauern“ verteilt.

Feste Ziele für die gesamte Wirtschaft

Nach der Bodenreform in der Landwirtschaft und der 
Verstaatlichung der Industrie bemühten sich die sow-
jetische Besatzungsmacht und die SED zunehmend 
um die zentrale Lenkung der Wirtschaft. Für die Jah-
re 1949/50 entwarf die SED erstmals einen Plan, der 
große Teile der Wirtschaft regelte. Im Sommer 1950 
stellte die Staatspartei schließlich einen Plan für die 
nächsten fünf Jahre auf: den „Fünfjahresplan“. Die 
Vorgaben des „Fünfjahresplanes“ zielten insbesonde-

Aufbau der sozialistischen Planwirtschaft

Die staatliche Plankommission lenkte als staatliches Organ 
des Ministerrates der DDR von der Gründung 1950 an die 
Volkswirtschaft der DDR. Zu ihren Aufgaben gehörte die Pla-
nung, Leitung und Kontrolle der Wirtschaft. Die Arbeit der 
staatlichen Plankommission basierte auf den wirtschaftlichen 
und politischen Vorgaben der SED. 

Staatliche Plankommission (SPK)

 In der Propaganda, die die entschä-
digungslose Enteignung in der Landwirtschaft in der SBZ ab 
dem September 1945 begleitete, fand der Begriff der „Boden-
reform“ Verwendung. Diese Bezeichnung steht somit nicht 
allein für die Änderung der Besitzverhältnisse am Boden. Die 
Bezeichnung der „Bodenreform“ ist zugleich ein politischer 
Begriff, der die Folgen des Landverlusts für die Enteigneten 
verharmloste.

Bodenreform

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/thema-01/
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re auf den Ausbau der Schwerindustrie, die um 50 
Prozent wachsen sollte. Die Voraussetzung hierfür 
war eine ausreichende Versorgung mit Roheisen. Um 
dies sicherzustellen, umfasste der erste „Fünfjahres-
plan“ die Errichtung mehrerer Eisenwerke in der DDR. 
In diesem Sinne wurde 1950 damit begonnen in Cal-
be (Saale) das Eisenwerk West zu bauen (Q 1b). Die 
Ortswahl folgte aus der Nähe zu den Eisenlagerstät-
ten im Harzvorland. Das neu geschaffene Eisenwerk 
nahm im Oktober 1951 den Betrieb auf und produzier-
te ab da an Roheisen (Q 1c).

Die Kollektivierung der Landwirtschaft

Der Wandel in der Landwirtschaft, der mit der Boden-
reform im Herbst 1945 eingeleitet worden war, wurde 
1952 fortgesetzt. Die SED beschloss im Juli 1952 den 
schnellen „Aufbau des Sozialismus“. Das Programm 
sah neben der Verstaatlichung weiterer Betriebe die 
„Kollektivierung“ – das heißt die Zusammenlegung – 
von bislang privat geführten Bauernhöfen vor. In die-

sem Zuge wurden „Landwirtschaftliche Produktions-
genossenschaften“ (LPG) gegründet, die mehrere 
kleinere Betriebe bündelten. Die „Kollektivierung“ er-
folgte zunächst freiwillig durch Anreize wie wirtschaft-
liche Vergünstigungen. Der überwiegende Teil der 
Bauern lehnte eine Aufgabe der eigenen Bauernhöfe 
jedoch ab. Ab dem Herbst 1952 steigerte die SED 
den Druck auf die Bauernschaft. Das Vorgehen rich-
tete sich speziell gegen sogenannte Großbauern, die 
mehr als 20 Hektar besaßen. Mit der Erhöhung der 
Abgabepflichten und weiteren Beschränkungen ver-
suchte das Regime, die Bauern in die LPG zu drän-
gen. Das SED-Politbüro beschloss am 19. Februar 
1953, dass Landwirte bei Zuwiderhandlungen gegen 
die staatlichen Bestimmungen enteignet werden kön-
nen. In den folgenden Monaten wurden zahlreiche 
Bauern unter dem Vorwurf von Ablieferungsschulden 
festgenommen und ihr Besitz beschlagnahmt (Q 1d). 
Die „Kollektivierung“ konnte jedoch das Problem der 
mangelnden Versorgung der Bevölkerung mit Le-
bensmitteln nicht lösen.

Aufgestelltes Wahlplakat mit der Losung „Unser Fünfjahresplan wird erfüllt“ zur Volkskammerwahl vom 15. Oktober 1950 (18. Oktober 1950), 
LASA, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. P 70026.
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Die vorliegende Anfrage des 1. Vizepräsidenten der Bezirksverwaltung, Georg Heidler, zum Stand der Enteig-
nung der Großgrundbesitzer im Rahmen der Bodenreform wurde als allgemeine Anfrage an die Landräte und 
Oberbürgermeister des Bezirks verbreitet.

Die handschriftlichen Kommentare auf dem Schreiben stammen von Vertretern des Kreises Burg. Am unteren 
Seitenrand ist notiert: „durchgegeben um 13.45 Uhr“. Darunter wurde von anderer Hand vermerkt: „Am Sonn-
tag, den 25.11.45 von H[errn] Schlanstedt in meiner Abwesenheit telegraph[isch] beantwortet worden.“

Q 1a:   Anfrage der Bezirksverwaltung Magdeburg zum Stand der Durchführung der 
Bodenreform im Kreis Burg vom Herbst 1945

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 13 Kreisverwaltung Burg, Nr. 349, Bl. 38.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=57495
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Die vorliegende Grafik des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr vom März 1949 veranschaulicht den Ablauf 
der Wirtschaftsplanung.

Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „DWK“ (Deutsche Wirtschaftskommission, Verwaltungsinstitution in 
der Sowjetischen Besatzungszone mit regierungsähnlicher Funktion), „DHG“ (Deutsche Handelsgesellschaft), 
„I+H“ (Industrie- und Handelskammer), „LHWK“ (Landeshandwerkskammer).

Q 1b:   Schaubild des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr zum Ablauf der Wirt-
schaftsplanung in Sachsen-Anhalt vom März 1949

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 11448.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Der vorliegende Bericht des Sonderbeauftragten der Landesregierung vom 17. September 1951 zum Arbeits-
stand bei der Errichtung der Eisenwerke West Calbe (Saale) richtete sich an das Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr.

In der frühen DDR war „Fritz Selbmann“ Minister für Industrie. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „N-
Ofen“ (Niederschachtofen, Schmelzofen mit geringer Höhe), „ZK“ (Zentralkomitee), „H.V. Metallurgie“ (Haupt-
verwaltung Metallurgie, Metallurgie bezeichnet die Gewinnung und Verarbeitung von Metallen), „ZKB“ (Zentra-
les Konstruktionsbüro), „H.A. Arbeit“ (Hauptabteilung Arbeit), „VVB Verkehr Halle“ (Vereinigung Volkseigener 
Betriebe Verkehr Halle).

Q 1c:   Bericht zum Stand der Arbeiten bei der Errichtung der Eisenwerke West Calbe 
(Saale) vom September 1951

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 1956, Bl. 39.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 1956, Bl. 39 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 1956, Bl. 40.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Das als Abschrift vorliegende Protokoll dokumentiert ein am 13. September 1951 stattgefundenes Treffen zur 
Vorbereitung der Einweihungsfeier des ersten Ofens der Eisenwerke West Calbe (Saale).

Der „Fünfjahresplan“, der die wirtschaftlichen Ziele für die folgenden Jahre vorgab, konzentrierte sich zwischen 
1951 und 1955 besonders auf den Ausbau der Schwerindustrie. Die Eisenwerke West Calbe (Saale) sollten 
die Grundlage hierfür setzen. Als „Bestarbeiter und Aktivisten“ galten in der DDR Werktätige, die sich durch 
besondere Arbeitsleistungen hervortaten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „SED“ (Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands), „FDGB“ (Freie Deutsche Gewerkschaftsbund), „Nat. Front“ (Nationale Front, Zu-
sammenschluss von Parteien und Massenorganisationen in der DDR), „LDP“ (Liberal-Demokratische Partei 
Deutschlands), „CDU“ (Christlich-Demokratische Union Deutschlands), „NDP“ (National-Demokratische Partei 
Deutschlands), „VVN“ (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes), „EWW“ (Eisenwerke West), „DSF“ (Gesell-
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, die DSF hatte zum Ziel, den Bürgerinnen und Bürgern der DDR 
Kenntnisse über die Kultur und Gesellschaft der Sowjetunion zu vermitteln), „Koll.“ (Kollege), „VEB“ (Volkseige-
ner Betrieb), „BSG“ (Betriebssportgemeinschaft), „ADN“ (Allgemeine Deutsche Nachrichtendienst).

Q 1d:   Protokoll zur Vorbereitung der Feierlichkeiten anlässlich der Einweihung der 
Eisenwerke West Calbe (Saale) vom September 1951

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 1956, Bl. 41.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 6 Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Nr. 1956, Bl. 41 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=64584
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Die vorliegende Mitteilung der SED-Kreisleitung Artern vom 10. April 1953 zum Vorgehen gegen Landwirte rich-
tete sich an die SED-Bezirksleitung Halle.

Die Verordnung des SED-Politbüros vom 19. Februar 1953 regelte, dass Landwirte bei Zuwiderhandlungen ge-
gen die staatlichen Bestimmungen zur Bewirtschaftung enteignet werden können. Als „großbäuerliche Betrie-
be“ galten in der DDR ab Herbst 1952 Höfe mit Landflächen von mehr als 20 Hektar (entspricht etwa 28 Fußball-
feldern). Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „VP“ (Volkspolizei), „Tbc“ (Tuberkulose, Infektionskrankheit), 
„VEAB“ (Volkseigener Erfassungs- und Aufkaufbetrieb), „LDPD“ (Liberal-Demokratische Partei Deutschlands), 
„NDPD“ (National-Demokratische Partei Deutschlands), „BPKK“ (Bezirksparteikontrollkommission).

Q 1e:   Bericht der SED-Kreisleitung Artern über die Verhaftung von Landwirten im 
Kreis vom April 1953

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=482867
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3818, Bl. 22.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=482867


35

A
uf

ba
u 

de
r 

so
zi

al
is

tis
ch

en
 P

la
nw

ir
ts

ch
af

t

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3818, Bl. 23.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=482867
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Der Betrieb galt in der DDR nicht allein der Produktion 
von Gütern, sondern diente zugleich der Erziehung 
und Kontrolle der Gesellschaft. Ein großer Teil der 
DDR-Bevölkerung war in staatlichen Betrieben tätig 
und arbeitete damit unter dem Einfluss des Regimes. 
Der private Besitz an Unternehmen wurde in der So-
wjetischen Besatzungszone und anschließend in der 
DDR zurückgedrängt. Mit den staatlichen Betrieben – 
den sogenannten „Volkseigenen Betrieben“ (VEB) 
– stellte das Regime sicher, dass die Wirtschaft sich 
allein an seinen politischen Zielen orientierte. Die Ver-
staatlichung der Betriebe vollzog sich in mehreren 
Schritten: Nach 1945 wurden in der Sowjetischen Be-
satzungszone zunächst große Industriebetriebe ent-
eignet, darauf folgte die Verstaatlichung von kleineren 
und mittleren Betrieben. Zum Beginn der 1970er Jah-
re mussten die noch verbliebenen privaten Klein- und 
Mittelunternehmen an den Staat abgebgeben werden.

Arbeiten im Kollektiv

Die „Erziehung zur sozialistischen Persönlichkeit“, 
die in der Kindheit und Jugend begann, setzte sich in 
den Betrieben fort. Über die verschiedenen Lebens-
stationen hinweg sollte der einzelne Mensch so ein 
sozialistisches Bewusstsein ausbilden und sich in die 
Gemeinschaft einfügen. Die sozialistische Ideologie 
ging davon aus, dass der einzelne Mensch erst als 
Teil einer Gemeinschaft seine Persönlichkeit voll ent-
falten könnte. In diesem Sinne arbeiteten die Werktä-
tigen in den Betrieben der DDR zu großen Teilen in 
sogenannten „Brigaden“ zusammen. 

Bei der „Brigade“ handelte es sich um eine Gruppe 
von mehreren Beschäftigten, die die kleinste Einheit 
im Betrieb bildete. Nach der Vorstellung des Regimes 
sollten die „Brigaden“ einerseits die Produktivität stei-

gern und andererseits die einzelnen Beschäftigten 
im gemeinschaftlichen Arbeits- und Lebensalltag der 
Gruppe ideologisch erziehen. Die Losung der „Briga-
den“ lautete: „sozialistisch arbeiten, lernen und leben“. 

Das SED-Regime verband mit den „Brigaden“ die 
Hoffnung, die Wirtschaftsleistung anstelle von Kon-
kurrenz durch die gegenseitige Unterstützung und 
Zusammenarbeit zu erhöhen. Im Sinne der sozialis-
tischen Ideologie gehörten die staatlichen Betriebe 
allen Werktätigen. Ausgehend hiervon sollten die Be-
schäftigten nicht miteinander konkurrieren, sondern 
im gemeinsamen Interesse um eine höhere Arbeits-
leistung wetteifern. Dieser Wettstreit um eine Erhö-
hung der Produktivität wurde als „sozialistischer Wett-
bewerb“ bezeichnet. Die „Brigaden“ verpflichteten 
sich im Zuge dieses Wettbewerbs unter anderem zur 
Steigerung der Leistung und Verbesserung der Quali-
tät. Als Ansporn für die „Brigade“ im „sozialistischen 
Wettbewerb“ dienten die Auszeichnung als „Kollektiv 
der sozialistischen Arbeit“ und Prämienzahlungen 
(Q 2a). 

Abseits der staatlichen Vorgaben entwickelte sich die 
„Brigade“ in vielen Fällen für die Beschäftigten zu ei-
nem sozialen Ort: Die Mitglieder der „Brigaden“ teilten 
neben der Arbeit ihre Freizeit und knüpften freund-
schaftliche Beziehungen miteinander. Die Arbeitsge-
meinschaften unterstützen sich oftmals in alltäglichen 
Aufgaben. Zur Dokumentation und Auswertung des 
Brigadelebens wurden die Aktivitäten der Gruppe 
im sogenannten „Brigadetagebuch“ festgehalten 
(Q 2b). Obwohl sich in den „Brigaden“ im Zuge des 
gemeinsam geteilten Arbeits- und Lebensalltags oft-
mals tatsächlich soziale Netzwerke ausbildeten, blie-
ben die politischen Vorgaben allgegenwärtig (Q 2c). 
In diesem Zusammenhang galt selbst die Veranstal-
tung eines Kegelabends oder der Besuch bei einem 
erkrankten Kollegen als „gesellschaftliche Aktivität“, 

Arbeiten im Volkseigenen Betrieb

                                                               Die staatlichen 
Betriebe wurden als „Volkseigene Betriebe“ bezeichnet, da 
sie nach offizieller Lesart der Bevölkerung gehörten. Der 
Staat sollte in diesem Sinne die Betriebe lediglich stellvertre-
tend für die Gesellschaft verwalten. Die Gesellschaft konnte 
jedoch tatsächlich kaum Einfluss nehmen auf die Entwicklung 
der „Volkseigenen Betriebe“. Die Leitung der Betriebe lag in 
der Hand von Partei und Staat. Für die sozialistische Plan-
wirtschaft der DDR waren die „Volkseigenen Betriebe“ von 
zentraler Bedeutung. Ausgehend von den Planvorgaben für 
die gesamte Wirtschaft wurde den Betrieben wirtschaftliche 
Ziele zugewiesen, die sie zu erfüllen hatten. Die einzelnen Be-
triebe wurde in der „Vereinigung Volkseigener Betriebe“ und 
später in sogenannten „Kombinaten“ gebündelt, um die wirt-
schaftliche Steuerung zu verbessern.

„Volkseigener Betrieb“

Arbeiter des VEB Leuna-Werke, die vor einem Aushang zum X. Parteitag 
der SED stehen (1981), LASA, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. P 122561-100.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/thema-02/
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Versammlung im VEB Leuna-Werke zum 25. Jahrestag der DDR (1974), LASA, I 525, FS Nr. P 113908-108.

die zuvor im jährlichen Plan der „Brigade“ festgelegt 
wurde. Gemeinschaftliche Unternehmungen wurde 
mit politischen Etiketten versehen und erfüllten somit 
zugleich die vorgegebenen Auflagen.

Die Gewerkschaft als verlängerter Arm der SED
Das SED-Regime nahm auf verschiedenen Wegen 
Einfluss auf die Situation in den Betrieben. Neben den 
allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Vorga-
ben geschah dies unter anderem über die Betriebs-
parteiorganisation der SED (BPO). Die BPO hatte ver-
schiedene Kontrollrechte im Betrieb und nahm auch 
Einfluss auf die wirtschaftliche Leitung des Betriebs. 
Darüber hinaus lenkte und kontrollierte die BPO die 
Gewerkschaft im Betrieb. Der Freie Deutsche Ge-
werkschaftsbund (FDGB) war keine unabhängige In-
teressenvertretung der Beschäftigten. Die Einheitsge-
werkschaft sollte vielmehr die Politik der SED in den 
Betrieben durchsetzen. Im Sinne der sozialistischen 
Ideologie brauchten die Beschäftigten in der DDR kei-
ne eigenständige Vertretung: Die verstaatlichten Be-
triebe galten als „Volkseigentum“, das lediglich stell-
vertretend für die Bevölkerung vom Staat verwaltet 
wird. Ausgehend davon, dass die Produktionsmittel 
– wie zum Beispiel Fabriken – den Werktätigen selbst
gehörten, wurde erklärt, dass es keine Interessenkon-

flikte zwischen den Betrieben und den Beschäftigten 
geben könne. Statt die Interessen der Beschäftigten 
zu vertreten, sollte die Gewerkschaft die politischen 
und wirtschaftlichen Ziele der SED den Werktätigen 
vermitteln. Eine zentrale Aufgabe des FDGB bestand 
darin, die Beschäftigten zu höheren Arbeitsleistungen 
zu bewegen. Die sogenannte „Arbeitsmobilisierung“ 
zielte darauf, dass die Beschäftigten die gesteckten 
wirtschaftlichen Vorgaben erreichten. Hierfür legte die 
Gewerkschaft ein besonderes Augenmerk auf eine 
hohe Arbeitsdisziplin und die Steigerung der Arbeits-
produktivität der Beschäftigten (Q 2d). Eine wesent-
liche Methode dafür war der „sozialistische Wettbe-
werb“, der vom FDGB organisiert wurde.

Kampfgruppen der Arbeiterklasse
Zur Kontrolle der Betriebe und zur Niederschlagung 
von Protesten der Bevölkerung bildete die SED im 
Herbst 1953 in Großbetrieben sogenannte „Kampf-
gruppen“. Der Ausgangspunkt für die Gründung der 
„Kampfgruppen der Arbeiterklasse“ waren die Er-
fahrungen des Aufstands vom 17. Juni 1953. Damals 
konnte der in den Betrieben begonnene Aufruhr nur 
mithilfe der sowjetischen Besatzungsmacht gestoppt 
werden. Nachdem die „Kampfgruppen“ anfangs für 
die Aufstandsbekämpfung im Landesinneren gegrün-
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det worden waren, sollten sie später auch bei einem 
möglichen Angriff auf die DDR eingesetzt werden. 
Die „Kampfgruppen“ setzten sich überwiegend aus 
männlichen Betriebsangehörigen zusammen, die ent-
weder SED-Mitglieder oder „zuverlässige“ Parteilose 
waren. Die SED auf Kreisebene war für die politische 
Anleitung der „Kampfgruppen“ vor Ort verantwort-
lich (Q 2e). Zur Vorbereitung auf mögliche Einsätze 
wurden die „Kampfgruppen“ militärisch ausgebildet 
(Q 2f).

Frauen im Betrieb
Die Idee der sozialistischen Gesellschaft basierte auf 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau. Die Be-
schäftigung von Frauen in den Betrieben wurde hier-
für stark gefördert (Q 2g). Die Folge davon war, dass 
große Teile der Frauen in der DDR erwerbstätig waren. 
Die Berufstätigkeit sollte es Frauen ermöglichen, zum 
Lebensunterhalt beizutragen und damit die Grundla-
ge für eine Gleichstellung zu erreichen. Die SED ver-
band mit dem Einsatz von Frauen in der Arbeitswelt 
zugleich das Ziel, den ständigen Mangel an Arbeits-
kräften auszugleichen. Die Beteiligung von Frauen 
in der Schichtarbeit in der Industrie ermöglichte bei-
spielsweise eine höhere Produktivität. Die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau wurde im Alltag der 
DDR dem politischen Anspruch jedoch nicht gerecht 
(Q 2h). Berufstätige Frauen litten oftmals unter einer 
Mehrfachbelastung von Arbeit, gesellschaftlichen Ak-
tivitäten sowie Haushalt und Familie. Darüber hinaus 
schlug sich der hohe Grad an weiblicher Erwerbstä-
tigkeit nicht in der Besetzung von Leitungspositionen 
mit Frauen nieder.

Ausländische Arbeitskräfte
Der Mangel an Arbeitskräften führte in der DDR ab 
den 1960er Jahren zum Einsatz ausländischer Ar-
beitskräfte. Zu diesem Zweck schloss die DDR mit 
anderen sozialistischen Ländern, wie beispielsweise 
Polen, Ungarn, Algerien, Kuba, Mosambik und Viet-
nam, Abkommen. Bis zum Ende des Jahres 1989 ar-

beiteten 90.600 Vertragsarbeitskräfte in der DDR. Die 
sogenannten „Vertragsarbeiter“ kamen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren in das Land. In der 
Propaganda der DDR wurde die Anwerbung der Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten als Unterstützung 

für die sozialistischen „Bruderstaaten“ dargestellt, 
die der Ausbildung der Arbeitskräfte dienen sollte. 
Zugleich sollte der Aufenthalt in der DDR zur ideolo-
gischen Schulung der Arbeitskräfte beitragen (Q 2i). 
Die „Vertragsarbeiter“ sollten nach der Rückkehr in ihr 
Heimatland am wirtschaftlichen und politischen Auf-
bau mitwirken. In der Realität bekamen die ausländi-
schen Arbeitskräfte jedoch oftmals vor allem einfache 
Aufgaben, die nicht der beruflichen Qualifizierung 
dienten. Es war vom Bildungsstand der Arbeitsmig-
rantinnen und -migranten abhängig, ob sie weiter-
bildende Tätigkeiten erhielten. Die ausländischen 
Arbeitskräfte in der DDR erlebten – anders als die 
Idee der „Völkerfreundschaft“ den Anschein erweckte 
– keine ausnahmslos willkommene Atmosphäre. Das
Leben der „Vertragsarbeiter“ unterlag zahlreichen Re-
geln (Q 2j). Die Arbeitsmigrantinnen und -migranten
waren in Wohnheimen zentral untergebracht. Im Fall,
dass ein „Vertragsarbeiter“ der Arbeit fernblieb oder
beispielsweise aufgrund von Krankheit arbeitsunfähig
war, drohte der Verlust des Aufenthaltsrechts und die
sofortige Rückreise in das Heimatland.

      Die ausländischen Arbeits-
kräfte, die im Zuge von Verträgen zwischen der DDR und an-
deren Ländern in die DDR entsendet wurden, werden heute 
allgemein als „Vertragsarbeiter“ bezeichnet. Der Begriff „Ver-
tragsarbeiter“ bürgerte sich jedoch erst nach 1989/90 als 
Bezeichnung ein. In der DDR wurden die Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten offiziell „ausländische Werktätige“ bzw. „aus-
ländische Arbeitskräfte“ genannt.

„Vertragsarbeiter“
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Die Urkunde zur Auszeichnung als „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ galt der Abteilung Arbeiterbetreuung 
des VEB Schuhfabrik „Banner des Friedens“ Weißenfels. Der beigelegte Vermerk vom 9. Mai 1989 regelte den 
Umgang mit der Prämienzahlung.

Die Auszeichnung „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ war eine Würdigung für Gruppen von Beschäftigten, 
welche die gestellten Leistungsanforderungen erfüllten. Neben dem Titel erhielten die ausgezeichneten Kollek-
tive Prämienzahlungen, die unter den Mitgliedern der Gruppe verteilt wurden. Die Kollektive unterstützten im 
Rahmen der „Patenschaftsarbeit“ Schulklassen und Kindergartengruppen. Aufschlüsselung der Kurzbezeich-
nungen: „AGL“ (Abteilungsgewerkschaftsleitung, „Kolln.“ (Kollegin).

Q 2a:   Urkunde zur Auszeichnung eines Kollektivs als „Kollektiv der sozialistischen 
Arbeit“ mitsamt Vermerk zum Umgang mit der Prämienzahlung vom Mai 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 595 VEB Kombinat Schuhe Weißenfels, Sammlungsgut Nr. 560, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=431800
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 595 VEB Kombinat Schuhe Weißenfels, Sammlungsgut Nr. 560, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=431800
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Die vorliegenden Einträge aus dem Brigadetagebuch einer Brigade des VEB Chemische Werke Buna aus den 
1980er Jahren zeigen beispielhaft einzelne Aktivitäten aus dem Alltag der Brigade.

Q 2b:   Brigadetagebuch einer Brigade des VEB Chemische Werke Buna aus den 
1980er Jahren

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4367, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4367, nicht paginiert..

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4367, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Der vorliegende Plan der Abteilung Innenrevision des VEB Chemische Werke Buna vom 7. Dezember 1985 ent-
hält die angedachten Aktivitäten für das folgende Jahr.

Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „Genn.“ (Genossin), „Kreisschule ML“ (Kreisschule für Marxismus-
Leninismus), „Kolln.“ (Kollegin), „BGL“ (Betriebsgewerkschaftsleitung), „URANIA“ (Gesellschaft zur Verbreitung 
wissenschaftlicher Kenntnisse), „Koll.“ (Kollege), GDSF (Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, 
die Gesellschaft hatte zum Ziel, den Bürgerinnen und Bürgern der DDR Kenntnisse über die Kultur und Gesell-
schaft der Sowjetunion zu vermitteln), SV-Bevollmächtigter (Bevollmächtigter der Sozialversicherung, Mitglied 
einer Gewerkschaftsgruppe, der unter anderem für die gesundheitliche und soziale Unterstützung der Gewerk-
schaftsmitglieder verantwortlich war), „AO“ (Anordnung), „VO“ (Verordnung).

Q 2c:   Planung der Aktivitäten einer Abteilung des VEB Chemische Werke Buna vom 
Dezember 1985

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4348, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4348, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, Nr. 4348, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Die vorliegende Nachricht eines Mitglieds der gewerkschaftlichen Kommission Arbeit und Lohn vom 3. Januar 
1974 zur Erstellung des Arbeitsplans für das erste Halbjahr 1974 richtete sich an den Sekretär der Kommission 
Arbeit und Lohn des FDGB-Kreisvorstandes.

Die Kommission Arbeit und Lohn war ein gewerkschaftliches Organ, das zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
beitragen sollte. Zu ihren Aufgaben gehörte unter anderem, die Beschäftigten zur Erfüllung bzw. Übererfüllung 
der Planaufgaben zu motivieren. In diesem Zusammenhang war die Kommission an der Organisation des so-
genannten „Sozialistischen Wettbewerbs“ zur Steigerung der Leistung und Verbesserung der Qualität beteiligt. 
Als „Überstundenunwesen“ wurde in der DDR die Ausweitung der Arbeitszeit, die über das vertraglich fest-
gelegte Maß hinausging, bezeichnet. Der betriebliche „Lohnfonds“ umfasste den Betrag, der von den VEB im 
Jahresverlauf für Lohn verwendet werden konnte. Als „Neuerermethoden“ wurden Maßnahmen bezeichnet, die 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität beitrugen. Hierunter fiel beispielsweise die Verbesserung von Arbeitsab-
läufen oder die Entwicklung von neuen Arbeitsmitteln. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „FDGB“ (Freie 
Deutsche Gewerkschaftsbund), „BKV“ (Betriebskollektivvertrag, jährlicher Vertrag zwischen der Betriebsleitung 
und der Betriebsgewerkschaftsleitung, in dem die geplanten Maßnahmen zur Erfüllung der Planaufgaben und 
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Beschäftigten festgehalten wurden), „AP“ (Arbeits-
pläne), „GBA, Kapitel 4 – Lohn und Prämie“ (Gesetzbuch der Arbeit, das 4. Kapitel widmet sich dem Feld „Lohn 
und Prämie“ und regelte die Entlohnung der Beschäftigten in der DDR).

Q 2d:   Mitteilung eines Mitglieds der gewerkschaftlichen Kommission Arbeit und Lohn 
zur Gewerkschaftsarbeit im VEB Leuna-Werke vom Januar 1974

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=643549
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 546 FDGB-Kreisvorstand Merseburg, Nr. 189, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=643549
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 546 FDGB-Kreisvorstand Merseburg, Nr. 189, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=643549
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Die Rede der SED-Kreisleitung Sangerhausen anlässlich der Eröffnung des Ausbildungsjahres 1972 richtete 
sich an die Mitglieder der Kampfgruppen im Kreis Sangerhausen.

Die Kampfgruppen durchliefen ein jährliches Ausbildungsprogramm, das sie sowohl militärisch als auch poli-
tisch-ideologisch schulen sollte. Auf dem VIII. SED-Parteitag im Jahr 1971 verkündete das Regime mit der „Ein-
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ einen neuen politischen und wirtschaftlichen Kurs. Mit den neuen Maß-
nahmen sollte der Lebensstandard der Bevölkerung erhöht werden. Als „klassenmäßige Erziehung“ wurde in 
der DDR die politische Bildung nach den Grundsätzen der SED bezeichnet. Der „sozialistische Wettbewerb“, 
die „Bestenbewegung“ sowie die „Neuererbewegung“ waren in der DDR vom Staat gelenkte Initiativen zur Stei-
gerung der Arbeitsleistung.

Q 2e:   Rede der SED-Kreisleitung Sangerhausen zur Eröffnung des Ausbildungsjahres 
der Kampfgruppen aus dem Jahr 1972

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2104401
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Sangerhausen, Nr. 763, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2104401
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Sangerhausen, Nr. 763, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2104401
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Sangerhausen, Nr. 763, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Sangerhausen, Nr. 763, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2104401
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Die Fotografien zeigen die Kampfgruppe des VEB Kyffhäuserhütte Artern bei einem Aufmarsch vor dem Werks-
gebäude sowie weitere Kampfgruppen aus dem Kreis Artern bei militärischen Übungen.

Q 2f:   Fotografien von Kampfgruppen im Kreis Artern aus den 1970er und -80er Jahren

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Artern, Nr. P 4407, Foto 69.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=369775
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Artern, Nr. P 4405, Foto 6-40-77.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=369775
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Die Fotografie dokumentiert ein Plakat des VEB Leuna-Werke zur Weiterbildung von Frauen aus der Zeit um 
1970.

Q 2g:   Fotografie eines Plakats des VEB Leuna-Werke zur Ausbildung von Frauen von 
ca. 1970

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. P 106805-116.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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Die vorliegende Aktennotiz der Direktion Kader und Bildung des VEB Chemische Werke Buna vom 28. Novem-
ber 1970 behandelt ein Frauenforum der Direktion Beschaffung und Absatz.

Das „Frauenforum“ war eine Zusammenkunft weiblicher Beschäftigter im Betrieb. Der betriebliche „Frauenför-
derungsplan“ regelte beispielsweise die Aus- und Weiterbildung sowie die Arbeitsbedingungen von Frauen. Die 
„Direktion Kader und Bildung“ war unter anderem für die Förderung von Frauen im Betrieb verantwortlich. Die 
„Direktion Beschaffung und Absatz“ besaß für den betrieblichen Ein- und Verkauf Zuständigkeit. Als „Schritt-
macher“ und Mitglieder der „Neuererbewegung“ galten in den Betrieben der DDR Beschäftigte, die sich mit gro-
ßem Einsatz um eine Steigerung der Arbeitsproduktivität bemühten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: 
„BGL-Vorsitzender“ (Vorsitzender der Betriebsgewerkschaftsleitung), „Gen.“ (Genosse), „HA-Leiterfunktion“ 
(Hauptabteilung-Leiterfunktion), „Kolln.“ (Kollegin), „Genn.“ (Genossin).

Q 2h:   Aktennotiz der Direktion Kader und Bildung des VEB Chemische Werke Buna 
zu einem Frauenforum vom November 1970

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, 
Nr. 6012, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 529 Kombinat VEB Chemische Werke Buna, Rep. II, 
Nr. 6012, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=527301
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Die Information des VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt berichtet über den erwarteten Einsatz von algerischen 
Arbeitskräften im Betrieb.

Die DDR und die Demokratische Volksrepublik Algerien unterzeichneten im April 1974 einen Vertrag über die 
Entsendung algerischer Arbeitskräfte in die DDR. Algerien orientierte sich zwar in Teilen an der sozialistischen 
Politik des Ostblocks, es war jedoch kein fester Bestandteil dieses Verbunds von Ländern. Damit unterschied 
sich das Entsendeabkommen zwischen der DDR und Algerien von den offiziellen „Solidaritätsabkommen“ mit 
sozialistischen Verbündeten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „AK“ (Arbeitskräfte), „DVRA“ (Demokra-
tische Volksrepublik Algerien), „LMW Nachterstedt“ (Leichtmetallwerk Nachterstedt), „FDGB“ (Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund), „BGL“ (Betriebsgewerkschaftsleitung).

Q 2i:   Information des VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt zum Einsatz von algeri-
schen Arbeitskräften aus dem Jahr 1974

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2090693
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2090693
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2090693
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Der vorliegende Plan der Vertretung des Ministeriums der Arbeit der Volksrepublik Mosambik in Leipzig beinhal-
tet eine Aufstellung an Regeln für das Wohnheim und die Freizeitgestaltung der mosambikanischen Arbeits-
kräfte in Nachterstedt.

Als „sozialistisches Eigentum“ galt in der DDR das Eigentum, das in der Hand des Staates bzw. gesellschaftli-
cher Organisationen war. Hierzu konnte in diesem Fall unter anderem die Einrichtung des Wohnheims gehören. 
Die Vertragsarbeiter waren als Gruppe organisiert und besaßen eine mosambikanische Gruppenleitung. Auf-
schlüsselung der Kurzbezeichnungen: „Gew.leitung“ (Gewerkschaftsleitung), „OTM“ (Organização dos trabal-
hadores moçambicanos, Mosambikanische Gewerkschaft), „OJM“ (Organização da Juventude Moçambicana, 
Jugendorganisation Mosambik).

Q 2j:   Regelkatalog des Ministeriums der Arbeit der Volksrepublik Mosambik für den 
Aufenthalt von mosambikanischen Arbeitskräften in Nachterstedt vom Januar 
1988

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2090693
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Arbeiten im Volkseigenen Betrieb
Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 681 VEB Leichtmetallwerk Nachterstedt, Nr. 40/Bd. 1, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-02/quelle-02j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2090693
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Die Wirtschaft der DDR stand von Beginn an unter 
einem hohen Druck: Nach den Zerstörungen des 
Zweiten Weltkriegs, den Reparationsleistungen an 
die Sowjetunion und dem Abbruch traditioneller Wirt-
schaftsbeziehungen durch die Teilung Deutschlands 
gestaltete sich der Aufbau der Wirtschaft beschwer-
lich. Schwierigkeiten bei der staatlichen Lenkung 
der Wirtschaft taten ihr Übriges. In den 1970er und 
-80er Jahren setzte schließlich der Niedergang der 
DDR-Wirtschaft ein. Die wirtschaftliche Krise der DDR 
schlug sich unter anderem im Mangel an Lebensmit-
teln sowie Konsumgütern und der Zerstörung der Um-
welt nieder.

Mangel an Lebensmitteln und Konsumgütern
Die SED führte 1971 die „Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik“ ein. Künftig sollte nicht mehr al-
lein das Wachstum der Wirtschaft im Mittelpunkt ste-
hen. Der Ausbau der Sozialpolitik, der beispielsweise 
zu einer Schaffung von Wohnungen führte, ging al-
lerdings mit einem Anstieg der Schulden des Staates 
einher. Vor diesem Hintergrund sparte die DDR an 
Investitionen in die eigene Wirtschaft. Dies hatte lang-
fristig drastische Auswirkungen auf die Leistungsfä-
higkeit der Betriebe und die Qualität der hergestellten 
Güter (Q 3a). Zugleich mangelte es an finanziellen 
Mitteln, um die Infrastruktur im Land zu modernisie-
ren. Das führte unter anderem dazu, dass das Telefon-
netz veraltet und lückenhaft war. Von der Bestellung 
eines Telefonanschlusses bis zur Einrichtung konnte 
mehr als Jahrzehnt vergehen (Q 3b). Trotz der ange-
strebten Steigerung des Lebensstandards, gelang es 
dem Regime nicht, die Nachfrage der Bevölkerung 
nach Konsumgütern ausreichend zu befriedigen. Die 
Bürgerinnen und Bürger der DDR erhielten zwar eine 
– hoch subventionierte – Versorgung mit dem Grund-
bedarf. Allerdings mangelte es an hochwertigen Pro-
dukten wie beispielsweise PKWs (Q 3c). Selbst das 
Angebot an Lebensmitteln und Haushaltswaren war 

nicht ständig gewährleistet (Q 3d). Der Mangel an Le-
bensmitteln und Konsumgütern führte dazu, dass die 
begehrten Waren oftmals nur über Kontakte zu erhal-
ten waren (Q 3e).

Die Verschmutzung der Umwelt

Die Krise der DDR-Wirtschaft machte sich neben Ver-
sorgungsmängeln auch in der Verschmutzung der 
Umwelt bemerkbar. Die Industrieanlagen waren in vie-
len Fällen veraltet und boten keinen ausreichenden 
Umweltschutz. Teilweise stammten die Werke aus der 
Vorkriegszeit. Vor dem Hintergrund der wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten fehlte es der DDR an den finan-
ziellen Mitteln für Investitionen in die Anlagen. An an-
deren Orten wurden die vorhandenen Möglichkeiten 
zum Umweltschutz nicht genutzt, um eine höhere Pro-
duktivität zu erreichen. Die Folge dieser rücksichtslo-
sen Wirtschaftspolitik waren die Verunreinigung von 
Luft, Boden und Grundwasser. Die Umweltschäden 
zogen schwere gesundheitliche Schäden unter der 
Bevölkerung nach sich, die im Umfeld der Industrie-
anlagen lebte (Q 3f, Q 3g).

„Bitteres aus Bitterfeld“

Die Region um Bitterfeld litt unter einer besonders 
starken Verschmutzung durch die dortige chemische 
Industrie. Die veralteten Industrieanlagen im Chemie-
dreieck Bitterfeld, Halle (Saale) und Merseburg führ-
ten, ähnlich wie an anderen Orten in der DDR, zu 
massiven Umweltschäden. Für die SED stand die wirt-
schaftliche Entwicklung vor dem Schutz der Umwelt. 
Als nach dem Zusammenbruch des SED-Regimes 
Untersuchungen um Bitterfeld herum stattfanden, 
wurden die Verschmutzung und die gesundheitlichen 
Folgen für die Bevölkerung offiziell dokumentiert. Die 
Umweltbewegung der DDR hatte bereits vor 1989/90 
wiederholt die Probleme in der Region angeprangert. 

Das westdeutsche ARD-Magazin „Kontraste“ strahlte 
am 27. September 1988 einen Bericht mit dem Titel 
„Bitteres aus Bitterfeld“ über die dramatische Umwelt-
lage rund um die Stadt aus. Der Bericht belegte die 
Zerstörung sowie Verseuchung und informierte über 
die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung 
(Q 3h). Der Film war im Juni 1988 von einem Kreis 
aus DDR-Umweltaktivisten und westdeutschen Jour-
nalisten und Filmemachern gedreht worden. Mit den 
Aufnahmen gingen die Beteiligten ein großes Risiko 
ein. Seit 1982 stand die Berichterstattung über die 
Umweltsituation der DDR unter Strafe. Um bei den ver-
botenen Filmaufnahmen unentdeckt zu bleiben, wähl-
te die Gruppe als Tag für die Aktion das Finale der 
Fußball-Europameisterschaft am 25. Juni 1988 aus. 
Zum weiteren Schutz nutzten die Beteiligten einen 

Versorgungsmangel und Umweltzerstörung

                                                                    Unter der Leitung  
des 1. Sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, erklärte die 
Partei 1971 die „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ 
zum Ziel. Die neue Politik sollte zu einer Verbesserung der 
Lage der Bevölkerung beitragen. Hinter dem Kurswechsel 
stand die Erwartung, dass die Steigerung des Lebensstan-
dards zu mehr Zufriedenheit aufseiten der Bevölkerung 
führen würde. Dies sollte sich wiederum einerseits in einer 
höheren wirtschaftlichen Produktivität niederschlagen und 
andererseits die gesellschaftliche Zustimmung für das Re-
gime wachsen lassen. 

„Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/thema-03/
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PKW der Marke „Lada“, wie er auch von der Staats-
sicherheit verwendet wurde. Anschließend brachte 
ein Beteiligter das aufgenommene Rohmaterial nach 
West-Berlin, wo letztlich der Film „Bitteres aus Bitter-
feld“ fertig produziert wurde. 

Als der Film schließlich im westdeutschen ARD-Ma-
gazin „Kontraste“ ausgestrahlt wurde, verfolgten dies 
viele Bürgerinnen und Bürger der DDR am Fernseher 
mit. So erreichten die Informationen über die Umwelt-
katastrophe um Bitterfeld auch die Bevölkerung vor 
Ort. Die Sendung löste eine Welle an Protest aus: Bür-
gerinnen und Bürger wandten sich in Eingaben an 
die Verantwortlichen (Q 3i). Die Veröffentlichung zu 

den Umweltproblemen traf die örtlichen und zentralen 
DDR-Behörden merklich. Nachdem über Jahre hin-
weg versucht worden war, die Probleme zu leugnen 
und zu verheimlichen, waren diese auf einen Schlag 
öffentlich gemacht worden. Der Rat des Bezirkes Hal-
le wandte sich in einem Telegramm an das Ministe-
rium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft mit einer 
Stellungnahme zu den erhobenen Vorwürfen (Q 3j). 
Der Rat des Kreises Bitterfeld stellte „Argumentations-
material“ zusammen, um den Bericht zu widerlegen 
(Q 3k). In der Öffentlichkeit stritten Partei und Staat 
die in der Sendung „Bitteres aus Bitterfeld“ erhobe-
nen Anschuldigungen weiter ab.

Schild „Heute keine Ware“ (DDR, 1974–1989), Haus der Geschichte, Bonn, EB-Nr. 2001/07/0005.
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Die vorliegende Eingabe einer Lehrerin vom 4. April 1989 zur mangelhaften Qualität ihres Fahrrads richtete sich 
an die Betriebsparteiorganisation des VEB Mifa Sangerhausen.

Die Betriebsparteiorganisation (BPO) war eine Organisationseinheit der SED auf der Ebene von Betrieben. Die 
BPO sicherte den Einfluss der Staatspartei vor Ort. Auf dem „11. Parteitag“ der SED im Jahr 1986 wurde der 
neue Fünfjahresplan verabschiedet. In dem Fünfjahresplan wurde unter anderem die Steigerung des techni-
schen Fortschritts, der Arbeitsproduktivität und des Lebensstandards festgelegt.

Q 3a:   Eingabe einer Lehrerin an den VEB Mifa Sangerhausen wegen der mangelhaf-
ten Qualität ihres Fahrrads vom April 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4098
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 570 VEB Mitteldeutsche Fahrradwerke Sangerhausen, Nr. 245, Bl. 32.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4098
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 570 VEB Mitteldeutsche Fahrradwerke Sangerhausen, Nr. 245, Bl. 32 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4098
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Die vorliegende Eingabe vom 20. Oktober 1981 wegen zehnjähriger Wartezeit auf einen Fernmeldeanschluss 
richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Dessau.

Die ABI war eine Behörde zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen 
Planvorgaben.

Q 3b:   Eingabe an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion Dessau aufgrund zehnjähriger 
Wartezeit auf einen Fernmeldeanschluss vom Oktober 1981

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Dessau, Nr. 66, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1586213
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Die vorliegende Mitteilung des VEB IFA-Vertrieb Halle vom 14. Oktober 1982 zu der Beschwerde eines Bürgers 
wegen einer mehrjährigen Wartezeit auf einen Lastenanhänger richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Ins-
pektion (ABI) Dessau.

Der Industrieverband Fahrzeugbau – kurz IFA – war in der DDR ein Zusammenschluss von Betrieben für die 
Produktion von Fahrzeugen. Der VEB IFA-Vertrieb war verantwortlich für den Absatz der bestellten Fahrzeuge. 
Die ABI war eine Behörde zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen 
Planvorgaben.

Q 3c:   Mitteilung des VEB IFA-Vertrieb Halle zur Eingabe eines Bürgers aufgrund 
mehrjähriger Wartezeit auf einen Lastenanhänger vom Oktober 1982

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Dessau, Nr. 67, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1586214
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Der vorliegende Kontrollbericht des Volkskontrollausschusses (VKA) Rehmsdorf vom 12. Februar 1976 zur Ver-
sorgung der Bevölkerung richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Zeitz.

Beim VKA handelte es sich um ein Gremium zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volks-
wirtschaftlichen Planvorgaben. Der VKA war der ABI unterstellt, welche die Durchführung der Beschlüsse von 
Partei und Staat überwachte. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „HO“ (Handelsorganisation, staatliches 
Handelsunternehmen), „GHG Halle“ (Großhandelsgesellschaft Halle).

Q 3d:   Bericht des Volkskontrollausschusses Rehmsdorf zur Kontrolle der Versorgung 
der Bevölkerung vom Februar 1976

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742469
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Zeitz, Nr. 48, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742469
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Zeitz, Nr. 48, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742469


W
ir

ts
ch

af
t u

nd
 A

rb
ei

t i
n 

de
r D

D
R

74

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Zeitz, Nr. 48, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742469
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Zeitz, Nr. 48, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Zeitz, Nr. 48, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742469
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Die als Abschrift vorliegende Eingabe einer Bürgerin zur fehlenden Versorgung mit einem Tiefkühlschrank vom 
4. September 1981 richtete sich an die Arbeiter- und Bauern-Inspektion (ABI) Dessau.

Die ABI war eine Behörde zur Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen, Beschlüssen und volkswirtschaftlichen 
Planvorgaben. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „PKZ“ (Personenkennzahl, die DDR vergab seit 1970 
an die Bürgerinnen und Bürger des Landes eine persönliche Kennziffer), „F.d.R.d.A.“ (für die Richtigkeit der Ab-
schrift, der Kommentar bedeutet, dass die Abschrift dem Original entspricht).

Q 3e:   Eingabe einer Bürgerin zur fehlenden Versorgung mit einem Tiefkühlschrank 
vom September 1981

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 550 Arbeiter- und Bauern-Inspektion, Kreiskomitee Dessau, Nr. 66, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1586213
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Die Eingabe einer Familie vom 12. Januar 1989 zu gesundheitlichen Problemen aufgrund von Umweltver-
schmutzung richtete sich an das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft in Berlin.

Bei der Krankheit „Tonsillitis“ handelt es sich um eine Entzündung der Mandeln im Rachenbereich. Als „Bron-
chitis“ wird eine Erkrankung der Atemwege bezeichnet. 

Q 3f:   Eingabe einer Familie zu gesundheitlichen Schäden infolge von Umweltver-
schmutzung vom Januar 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 706.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 706 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die Eingabe eines Lehrlings vom 27. September 1989 zu Umweltproblemen in der DDR richtete sich an das 
Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft in Berlin.

Als „Ozonloch“ wird die Schwächung der Ozonschicht bezeichnet, die vor den UV-Strahlen der Sonne schützt. 
Die Ausdünnung der Ozonschicht erfolgte aufgrund der Verbreitung schädlicher Stoffe in der Atmosphäre.

Q 3g:   Eingabe eines Lehrlings zur Verschmutzung der Umwelt in der DDR vom Sep-
tember 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 407.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezir-kes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 407 (RS),

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das vorliegende Protokoll dokumentiert den in der ARD-Sendung „Kontraste“ vom 27. September 1988 gezeig-
ten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“.

Das „Netzwerk ‚Arche‘“ war ein Zusammenschluss von Umweltinitiativen in der DDR, der im Januar 1988 ge-
gründet wurde. In der DDR standen Informationen über die Umweltsituation im Land aufgrund eines „Minister-
ratsbeschluß[es]“ von 1982 unter Geheimhaltung. Die DDR war auf die Einnahme von wertvollen westlichen 
Währungen – sogenannten „Westdevisen“ – angewiesen, um die Staatsschulden zu reduzieren. Die Krank-
heiten „Bronchitis“ und „Pseudokrupp“, welche die Atemwege betreffen, werden unter anderem durch Luftver-
schmutzung hervorgerufen. Bei „ORWO-Original Wolfen“ handelte es sich um den VEB Filmfabrik Wolfen in der 
Nähe von Bitterfeld.

Q 3h:   Protokoll des Beitrages „Bitteres aus Bitterfeld“ in der ARD-Sendung „Kontras-
te“ vom Herbst 1988

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 193.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 194.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 195.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 196.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 197.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 198.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die Eingabe eines Bürgers aus Freiberg in Sachsen an das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 
vom 2. Oktober 1988 nimmt Bezug auf den in der ARD-Sendung „Kontraste“ vom 27. September 1988 gezeig-
ten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ und verweist auf ähnliche Umweltsünden im Freiberger Gebiet. 

Das „Netzwerk ‚Arche‘“ war ein Zusammenschluss von Umweltinitiativen in der DDR, der im Januar 1988 ge-
gründet wurde. In der DDR standen Informationen über die Umweltsituation im Land aufgrund eines Beschlus-
ses des Ministerrats von 1982 unter Geheimhaltung.

Q 3i:   Eingabe eines Bürgers anlässlich des Beitrages „Bitteres aus Bitterfeld“ in der 
ARD-Sendung „Kontraste“ vom Oktober 1988

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 205.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 204.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die vorliegende Stellungnahme des Rates des Bezirkes Halle vom 4. Oktober 1988 zu dem in der ARD-Sen-
dung „Kontraste“ gezeigten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ richtete sich an das Ministerium für Umweltschutz 
und Wasserwirtschaft.

Das „Netzwerk ‚Arche‘“ war ein Zusammenschluss von Umweltinitiativen in der DDR, der im Januar 1988 gegrün-
det wurde. In der DDR standen Informationen über die Umweltsituation im Land aufgrund eines Beschlusses 
des SED-Politbüros von 1982 unter Geheimhaltung. Die „6. Durchführungsverordnung zum Landeskulturgesetz“ 
regelte unter anderem die schadlose Beseitigung von Abfallprodukten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnun-
gen: „min. f. umweltschutz und wasserwirtschaft“ (Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft), „z.hd.“ 
(zu Händen), „stui“ (Staatliche Umweltinspektion), „ddt“ (Dichlordiphenyltrichlorethan wird als Insektizid ver-
wendet), „lindan-produktion“ (Lindan wird als Insektizid verwendet), „mfuw“ (Ministerium für Umweltschutz und 
Wasserwirtschaft), „ckb“ (Chemiekombinat Bitterfeld, Zusammenschluss von Industriebetrieben), „bkk bitter-
feld“ (Braunkohlenkombinat Bitterfeld), „sga“ (Staatliche Gewässeraufsicht), „hch“ (Hexachlorcyclohexan), „o. 
g.“ (oben genannte), „mfc“ (Ministerium für Chemische Industrie), „ossd“ (Ordnung, Sauberkeit, Sicherheit und 
Disziplin), „orwo“ (ORWO-Original Wolfen, Filmfabrik), „sz“ (= „ß“; „ß“ und Umlaute wie „Ä“ standen bei der Über-
mittlung von Telegrammen nicht zur Verfügung und wurden daher ersetzt durch „sz“, „ae“ etc.).

Q 3j:   Telegramm des Rates des Bezirkes Halle mit einer Stellungnahme zum Beitrag 
„Bitteres aus Bitterfeld“ in der ARD-Sendung „Kontraste“ vom Oktober 1988

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 302.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 303.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 304.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 305.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 306.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 307.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das vom Rat des Kreises Bitterfeld zusammengestellte „Argumentationsmaterial“ vom 9. November 1988 zu dem 
in der ARD-Sendung „Kontraste“ gezeigten Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ wurde der Abteilung Umweltschutz 
und Wasserwirtschaft des Rates des Bezirkes Halle übermittelt.

Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „STUI“ (Staatliche Umweltinspektion), „SGA“ (Staatliche Gewässerauf-
sicht), „KHI“ (Kreishygieneinspektion), „Sero“ (VEB Kombinat Sekundär-Rohstofferfassung), „TGL“ (Technische 
Normen, Gütevorschriften und Lieferbedingungen, staatlicher Standard), „PVC“ (Polyvinylchlorid, Kunststoff).

Q 3k:   „Argumentationsmaterial“ des Rates des Kreises Bitterfeld in Reaktion auf den 
Beitrag „Bitteres aus Bitterfeld“ in der ARD-Sendung „Kontraste“ vom Novem-
ber 1988

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 40.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6572, Bl. 41.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-03/quelle-03k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Von der Friedlichen Revolution zur  
deutschen Einheit
Nachdem über Jahrzehnte hinweg in der DDR das ge-
sellschaftliche Leben in sehr eingefahrenen Mustern 
verlaufen war, überschlugen sich 1989/90 die Ge-
schehnisse. Die öffentlichen Proteste 1989 brachten 
das von Krisen geschwächte Regime im Herbst 1989 
zum Fall. Der politische Wandel, der sich nun Bahn 
brach, schuf neue Möglichkeiten: Die Idee einer re-
formierten DDR kam auf, die den Sozialismus mit der 
Demokratie verbindet. 

Doch schon bald kündigte sich ein weiterer Umbruch 
an. Auf den wöchentlichen Protesten, die sich im Win-
ter 1989/90 fortsetzten, wandelte sich der Ruf „Wir 
sind das Volk“ zur Parole „Wir sind ein Volk“. Bereits 
zwanzig Tage nach der Grenzöffnung verlangten De-
monstrierende in Halberstadt am 29. November 1989 
die deutsche Einheit. Nachdem es der ostdeutschen 
Bevölkerung anfangs um demokratische Reformen 
und die Gewährung der Reisefreiheit gegangen war, 
setzte die Mehrheit nun auf die Vereinigung mit der 
Bundesrepublik. Die Bundesrepublik unter Bundes-
kanzler Helmut Kohl leitete Schritte hin zur deutschen 
Vereinigung ein. Bei der Volkskammerwahl am 18. 
März 1990 stimmte die Mehrheit der Wählerinnen und 

Wähler in den Bezirken Halle und Magdeburg für die 
deutsche Einheit. Die „Allianz für Deutschland“ (CDU, 
Demokratischer Aufbruch, Deutsche Soziale Union), 
die für eine schnelle Vereinigung stand, erhielt ca. 
48 Prozent der Stimmen. Im Zuge der Entwicklung 
hin zur Vereinigung gewannen auch nationalistische 
Haltungen an Auftrieb. Daraus entsprang eine Welle 
rechter Gewalt, die sich unter anderem gegen auslän-
dischen Arbeitskräfte richtete (Q 4a). Die Entwicklung 
zur deutschen Einheit nahm an Fahrt auf und führte 
schließlich innerhalb weniger Monate zur Unterzeich-
nung des Einigungsvertrags am 3. Oktober 1990, der 
die Einheit Deutschlands besiegelte. Die rasanten Ge-
schehnisse, die von großen Teilen der ostdeutschen 
Bevölkerung euphorisch begleitet wurden, trafen je-
doch auch auf Zweifel (Q 4b). Im Zentrum der Un-
sicherheit stand die Sorge, dass ein übereilter Beitritt 
der DDR zur Bundesrepublik soziale und wirtschaft-
liche Probleme bereiten könnte.

Die Wiedereinrichtung des Landes  
Sachsen-Anhalt

Im Zuge des politischen Umbruchs entstand die Idee, 
das Land Sachsen-Anhalt wiederzugründen. Das 
Land Sachsen-Anhalt hatte bereits von 1947 bis 1952 

Der Weg zur deutschen Einheit und die wirtschaftliche Krise  
zu Beginn der 1990er Jahre

Sprengung an der Karbidfabrik der Buna-Werke vom 10. Januar 1991, LASA, I 529, FS Nr. FN A 8767-76.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/thema-04/
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bestanden und war schließlich in den Bezirken Halle 
und Magdeburg aufgegangen. Am 28. März 1990 tra-
ten die Runden Tische der Bezirke Halle und Magde-
burg sowie der Stadt Dessau zu einem gemeinsamen 
Runden Tisch zusammen, um die angedachte Wie-
dereinrichtung des Landes zu debattieren (Q 4c). Das 
Gremium sprach sich dafür aus, das Land Sachsen-
Anhalt neu zu gründen. Die Wiedereinführung der frü-
heren Länder rückte in den folgenden Wochen auf die 
Agenda der Volkskammer der DDR. Im Juli 1990 be-
schloss die Volkskammer das „Ländereinführungsge-
setz“. Das Gesetz sah die Gründung von fünf neuen 
Bundesländern in Ostdeutschland vor: Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt. 

Bei der Wiedereinrichtung des Landes Sachsen-An-
halt taten sich jedoch Probleme auf. Das Land, das 
vor mehr als drei Jahrzehnten in die Bezirke Magde-
burg und Halle aufgelöst worden war, ließ sich nicht 
einfach wieder zusammenführen. Die Regionen hat-
ten in der Zwischenzeit ihre eigene Verwaltung auf-
gebaut und Traditionen begründet. Im Fall des im 
Bezirk Halle gelegenen Landkreises Artern stimmten 
die Bewohnerinnen und Bewohner im Sommer 1990 
in einer Bürgerbefragung dafür, dass der Kreis zum 
Bundesland Thüringen wechseln sollte. Zeitgleich 
sprach sich die Bevölkerung im Landkreis Jessen, 
der bislang zum Bezirk Cottbus gehörte, für das Land 
Sachsen-Anhalt aus. Große Debatten löste die Frage 
aus, welche Stadt zur Landeshauptstadt von Sach-
sen-Anhalt werden sollte (Q 4d). Sowohl Halle als 
auch Magdeburg beanspruchten den Sitz der Lan-
deshauptstadt für sich. Beide Städte erhofften sich 
Ansehen und Einfluss vom Titel der Landeshaupt-
stadt. Dessau als drittgrößte Stadt im Land blieb in 
der Debatte indessen weitestgehend außen vor. Öf-
fentliche Umfragen im Sommer 1990 ergaben, dass 
sich die Hälfte der Bevölkerung im angedachten Land 
Sachsen-Anhalt für Magdeburg als Landeshauptstadt 
aussprach, während für Halle nur 39 Prozent stimm-
ten und Dessau von lediglich 11 Prozent gewünscht 
wurde. Da sich Halle und Magdeburg nicht auf eine 
Lösung einigen konnten, wurde im August 1990 eine 
Abstimmung über den Sitz der Landeshauptstadt 
durchgeführt. An der Wahl nahmen die Mitglieder 
der Kreistage und Stadtverordnetenversammlungen 
teil. In der Abstimmung setzte sich Magdeburg mit 
2.743 Stimmen gegen Halle mit 2.175 Stimmen durch 
(gewichtetes Stimmenergebnis). Das Abstimmungs-
ergebnis, das nicht rechtsgültig war, wurde dem ers-
ten Landtag des Landes Sachsen-Anhalt als Empfeh-
lung für die endgültige Entscheidung übergeben. Der 
Landtag, der sich am 28. Oktober 1990 zur konstituie-
renden Sitzung in Dessau zusammenfand, bestimmte 
schließlich Magdeburg zur neuen Landeshauptstadt 
von Sachsen-Anhalt.

Die wirtschaftlichen Folgen der  
deutschen Einheit
Die deutsche Vereinigung bedeutete für Ostdeutsch-
land neben den politischen Veränderungen einen 
grundlegenden wirtschaftlichen Umbruch. In der 
DDR war die Wirtschaft über 40 Jahre hinweg zentral 
vom Staat gelenkt worden. Der deutsche Einheitspro-
zess zielte auf die rasche Umstellung von der Plan-
wirtschaft hin zur sozialen Marktwirtschaft der Bun-
desrepublik. Am 1. Juli 1990 trat zu diesem Zweck 
der Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der DDR 

und der Bundesrepublik in Kraft. Folge der wirtschaft-
lichen Öffnung der DDR war, dass die ostdeutschen 
Betriebe sich nun plötzlich der weltweiten Konkurrenz 
stellen mussten. Die Wirtschaft litt unter der geringen 
Produktivität der oftmals veralteten Betriebe. Zeit-
gleich brach die Nachfrage nach ostdeutschen Pro-
dukten weg, da die Konsumentinnen und Konsumen-
ten nun lieber Waren aus der Bundesrepublik kauften. 
Die Konsequenz war der Zusammenbruch der Wirt-
schaft in Ostdeutschland zu Beginn der 1990er Jah-
re. Die ehemaligen Volkseigenen Betriebe der DDR 
wurden von der Treuhandanstalt an private Investo-

ren verkauft und notfalls stillgelegt. Bis 1993 verloren 
rund drei Millionen Menschen in Ostdeutschland ihre 
Arbeit. In Sachsen-Anhalt stieg die Arbeitslosigkeit 
besonders stark: 1994 betrug die Arbeitslosenquote 

      Die DDR und die Bundes-
republik schlossen im Frühjahr 1990 einen Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. Der 
Staatsvertrag, der am 1. Juli 1990 in Kraft trat, bedeutete die 
wirtschaftliche Eingliederung der DDR in die Bundesrepublik. 
Die DDR führte die westdeutsche D-Mark als alleinige Wäh-
rung in der DDR ein. Zugleich sicherte die DDR die Einführung 
der Marktwirtschaft zu. Darüber hinaus übernahm die DDR 
die sozialstaatliche Ordnung der Bundesrepublik, wie zum 
Beispiel die Arbeitslosenversicherung.

Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion

       Die Treuhandanstalt war eine 
Bundesbehörde, die zwischen 1990 und 1994 die ehemals 
staatlichen Betriebe der DDR an private Investoren verkaufte. 
Diese Privatisierung galt als ein zentraler Schritt auf dem Weg 
zur Marktwirtschaft. Im Fall, dass der Verkauf eines Unterneh-
mens nicht zustande kam, wurde es stillgelegt. Die steigen-
de Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland zu Beginn der 1990er 
Jahre wurde vor allem der Treuhandanstalt angelastet. Die 
Privatisierung und Schließung von Betrieben wurde als „Aus-
verkauf“ der ostdeutschen Wirtschaft wahrgenommen. 

Treuhandanstalt
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Bundeskanzler Helmut Kohl bei seinem Besuch der Buna-Werke in Schkopau am 10. Mai 1991, LASA, I 529, FS Nr. FN A 8870 C-32.

hier 16,7 Prozent. Das Bundesland führte die nega-
tive Statistik im ostdeutschen Vergleich über Jahre 
hinweg an. Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
Entwicklung wich die Einheitseuphorie von 1989/90 
einer breiten Unzufriedenheit.

Der wirtschaftliche Wandel gestaltete sich im wieder-
gegründeten Sachsen-Anhalt äußerst schwierig. Die 
Bezirke Halle und Magdeburg waren zu Zeiten der 
DDR von großen Kombinaten geprägt, die sich für das 
wirtschaftliche Überleben nun stark verändern muss-
ten. Vom Umbruch waren sowohl der Schwermaschi-
nenbau in Magdeburg als auch das „Chemiedreieck“ 
im Umfeld der Städte Halle, Merseburg und Bitterfeld 
besonders betroffen. Die Chemieindustrie im südli-
chen Sachsen-Anhalt erwirtschaftete keinen Gewinn 
und verursachte zugleich große Umweltschäden. Die 
Leuna-Werke als der größte Chemiebetrieb der Ge-
gend verloren innerhalb weniger Jahre einen Großteil 
der ehemals etwa 27.000 Beschäftigten (Q 4e). Die 

Belegschaften reagierten mit Protesten auf die Schlie-
ßung von Betriebsteilen und Massenentlassungen (Q 
4f). Um einen Zeichen für den Erhalt der Arbeitsplätze 
zu setzen, schlossen sich im März 1991 mehrere tau-
send Menschen zu einer Lichterkette um das Werks-
gelände zusammen. Im Mai 1991 besuchte Bundes-
kanzler Helmut Kohl die nahegelegenen Buna-Werke 
in Schkopau und gab dort das sogenannte „Kanzler-
versprechen“, dass das gesamte Chemiedreieck er-
halten bleiben werde. Ein Schwerpunkt der folgenden 
Privatisierung der Chemiebetriebe war das Invest-
ment des französischen Konzerns Elf Aquitaine, der 
in Leuna eine Raffinerie errichtete und 2.500 Arbeits-
plätze garantierte (Q 4g). Langfristig machte sich die 
Übernahme des Raffineriegeschäfts durch Elf Aqui-
taine bezahlt: Der Neubau der Raffinerie durch den 
französischen Konzern setzte das Startsignal für die 
Privatisierung des Chemiestandorts.
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Die vorliegende Mitteilung der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei vom 31. Mai 1990 zu Übergriffen auf 
ausländische Bürger wurde über einen Verteiler an die Volkspolizei-Kreisämter verbreitet.

Die Notiz am unteren Seitenrand lautet: „VP-Kom. [Diehl; Pseudonym], wörtlich verlesen u. Aufgaben erläutert u. 
Eingewiesen“. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „bdvp mbg“ (Bezirksbehörde der Deutschen Volkspoli-
zei Magdeburg), „VP-Kom.“ (Volkspolizei-Kommissar).

Q 4a:   Mitteilung der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Magdeburg zu Über-
griffen auf ausländische Bürger vom Mai 1990

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6035


101

W
eg

 z
ur

 d
eu

ts
ch

en
 E

in
he

it 
un

d 
w

ir
ts

ch
af

tli
ch

e 
K

ri
se

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 25 Volkspolizei-Kreisamt Haldensleben, Nr. 164, Bl. 7.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6035
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Das Flugblatt von einem unbekannten Urheber aus dem Zeitraum 1989/90 thematisiert den Prozess zur deut-
schen Vereinigung.

Q 4b:   Flugblatt zur deutschen Einheit aus den Jahren 1989/90

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Slg. 8 Plakatsammlung, Nr. P4-93.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2030559
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Das vorliegende Protokoll dokumentiert die erste Sitzung des Runden Tisches Sachsen-Anhalt am 28. März 
1990.

Die „ökumenisch[e]“ Leitung der Sitzung bedeutet, dass das Treffen sowohl von einem katholischen als auch 
einem evangelischen Kirchenvertreter angeleitet wurde. Das „Neue[s] Forum“ war eine oppositionelle Initiative, 
die im Herbst 1989 in der DDR entstand und sich im Weiteren an den Runden Tischen beteiligte. Der Vorsitzende 
des Rates des Bezirkes Magdeburg stand dem höchsten staatlichen Organ auf Bezirksebene vor. Aufschlüsse-
lung der Kurzbezeichnung: „OKR“ (Oberkirchenrat).

Q 4c:   Protokoll der Gründungssitzung des Runden Tisches Sachsen-Anhalt vom März 
1990

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2139752
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 563 Freie Deutsche Jugend (FDJ), Bezirksleitung Halle, Nr. 700, Bl. 86.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 563 Freie Deutsche Jugend (FDJ), Bezirksleitung Halle, Nr. 700, Bl. 86 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2139752
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 563 Freie Deutsche Jugend (FDJ), Bezirksleitung Halle, Nr. 700, Bl. 87.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2139752
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Das vorliegende Telegramm des Oberbürgermeisters der Stadt Dessau vom 7. September 1990 zur Auseinan-
dersetzung über den Sitz der Landeshauptstadt von Sachsen-Anhalt richtete sich an einen weiten Adressaten-
kreis von Ministerien, Behörden und Presse.

Auf der Ebene einer größeren Stadt handelte es sich bei einem „Magistrat[es]“ um den Oberbürgermeister sowie 
die beigeordneten Bürgermeister. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „ratds dd“ (Rat der Stadt Dessau), 
„cdu“ (Christlich Demokratische Union Deutschlands), „fdp“ (Freie Demokratische Partei), „spd“ (Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands), „mz-veroeffentlichung“ (Veröffentlichung der Mitteldeutschen Zeitung).

Q 4d:   Telegramm des Oberbürgermeisters der Stadt Dessau zum anhaltenden Streit 
um den Sitz der künftigen Landeshauptstadt Sachsen-Anhalts vom September 
1990

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 319, Bl. 168.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die Grafik der Leuna AG vom September 1993 dokumentiert die Personalsituation des Unternehmens sowie die 
Möglichkeiten zur Beschäftigung am Standort Leuna.

Bei Arbeitsplätzen, die im Zuge von „Privatisierung[en]“ entstanden, handelt es sich um Unternehmen, die ehe-
mals Teil des VEB Leuna-Werke bzw. der nachfolgenden Leuna AG waren und dann ausgegliedert wurden. 
Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „LSG“ (Leuna-Sanierungsgesellschaft, zuständig für die Beseitigung von 
veralteten Industrieanalgen der Leuna-Werke).

Q 4e:   Grafik zur Beschäftigungsentwicklung der Leuna-Werke AG und am Standort 
Leuna vom September 1993

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, Nr. 30411, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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Die Fotografien zeigen Demonstrationen von Beschäftigten der Chemieindustrie, insbesondere der Leuna-Werke, 
gegen die Stilllegung von Betrieben und den Abbau von Arbeitsplätzen in den frühen 1990er Jahren.

Q 4f:   Fotografien zum Protest von Beschäftigten der Chemieindustrie gegen Betriebs-
schließungen und Stellenabbau aus den frühen 1990er Jahre

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. FNc 91/174/1a.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. FN 92/10/3.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. FN 93/232/51.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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Das vorliegende Titelblatt der offiziellen Betriebszeitung der Leuna-Werke AG vom 25. Mai 1994 behandelt den 
Start der Baumaßnahmen für eine neue Erdölraffinerie.

Das französische Unternehmen „Elf Aquitaine“ kaufte im Juli 1992 die Raffinerie der früheren Leuna-Werke. Dabei 
sagte das Unternehmen den Neubau einer Raffinerie zu. Die neu geschaffene Raffinerie sollte die Grundlage 
legen für die Sicherung des Industriestandorts. Die Baumaßnahmen wurden von der „Thyssen Handelsunion“ 
durchgeführt.

Q 4g:   Titelblatt der Betriebszeitung „Leuna-Echo“ zum Baubeginn einer neuen Raffi-
nerie am Standort Leuna vom Mai 1994

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, Nr. D 1350, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/thema-04/quelle-04g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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im Nationalsozialismus
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im Nationalsozialismus
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im Nationalsozialismus
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Repression und 
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HEFT 2: 
Jugend und Erziehung 
im Nationalsozialismus 

Themen:
• Schule und Universität
• �Nationalpolitische Erziehungs-

anstalten (NPEA) und National-
politische Bildungsanstalten 
(NAPOBI)

• �Außerschulische Bildung und
Freizeitangebote der Hitler-
Jugend (HJ) und des Bundes
Deutscher Mädel (BDM)

• Reichsarbeitsdienst (RAD)
• �Unangepasste sowie „ras-

sisch“ verfolgte Kinder und
Jugendliche

• �Mütter, Schwangerschaft und
die NS-„Rassenideologie“

HEFT 1: 
Repression und  
Handlungsspielräume im 
Nationalsozialismus 

Themen:
• �Machtübernahme und frühe

NS-Verbrechen: „Eisleber Blut-
sonntag“

• �Entmachtung der Opposition
• �Machtübernahme und „Gleich-

schaltung“: Unterdrückung
oppositioneller Vereine und
Verbände

• �Novemberpogrom 1938
• �Formen des Widerstandes und

der Hilfe für Verfolgte
• �Polizei im Nationalsozialismus:

Terror- und Verfolgungsapparat
• �Im Namen der Gerechtigkeit?

Justiz im Nationalsozialismus
• �Lager und Haftanstalten als Orte

des Ausschlusses und
der Verfolgung

HEFT 3: 
Wirtschaft und Arbeit 
im Nationalsozialismus 

Themen:
• �Gleichschaltung in Wirtschaft

und Arbeitswelt sowie Aus-
schluss von Oppositionellen 

• �Arbeitseinsatz und Arbeitsbe-
schaffung

• �„Volksgemeinschaft“ und
„Betriebsgemeinschaft“

• �Ausschluss von Jüdinnen und
Juden aus der Wirtschaft

• �Aktion „Arbeitsscheu Reich“
• �„Arbeitserziehungslager“ der

Gestapo
• �Zwangsarbeit im Nationalsozia-

lismus

Informationen zur Bestellung
Die Materialien sind kostenfrei über die Landeszentrale für 
politische Bildung Sachsen-Anhalt zu beziehen.
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Bausteine zur Geschichte und Gesellschaft in der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR)

Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR
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Handlungsspielräume in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Jugend und Erziehung 
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Repression und 
Handlungsspielräume in der DDR
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HEFT 4: 
Repression und Handlungs-
spielräume in der DDR 

Themen:
• �Aufbau der Ein-Parteien-

Herrschaft der SED
• Polizei in der SED-Diktatur
• �Aufstand vom 17. Juni 1953 in

Magdeburg
• �Verfolgung und Diskriminierung

in der DDR
• �Flucht und Ausreise aus der

DDR
• Kommunalwahl im Mai 1989
• �Friedliche Revolution 1989 in

Halle (Saale)

HEFT 6: 
Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR 

Themen:
• �Aufbau der sozialistischen

Planwirtschaft
• �Arbeiten im Volkseigenen

Betrieb
• �Versorgungsmangel und

Umweltzerstörung
• �Der Weg zur deutschen Einheit

und die wirtschaftliche Krise zu
Beginn der 1990er Jahre

HEFT 5: 
Jugend und Erziehung 
in der DDR 

Themen:
• Bildung in der DDR
• „Freie Deutsche Jugend“
• �Jugendkulturen in den 1970er

und 80er Jahren
• �„Umerziehung“ von Kindern

und Jugendlichen

Digitales 
Angebot

... oder einfach den

QR-Code scannen.
Unter https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/
onlineangebote/quellennah/ können die Hefte 

als PDF heruntergeladen werden. 
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